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Serrcht über die Verhandlungen
des sechsten Landtags

des Großherzogthums Oldenburg.

Neunnnddreißigste Sitzung.

Oldenburg , den 6. Mai 1 8 5 3. Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung : t ) Bericht des Ausschusses zur Begutachtung der Vorlage wegen neuer Vereinbarung über die zur Susten-
lation des Großherzoglichen Hauses bestimmte Baarsumme.

2) Bericht des Staatsgutsausschusscs, bctr. die Bedeichung des Sccseld- Stollhammer Außengrodcns.
3) Berathung des Kläv cmann ' schen  Antrags auf Erlassung eines Gesetzentwurfs wegen Bestrafung et¬

waiger Beschädigung des zwischen Brake, Elsfleth und Vegesack anzulegenden electromagnetischenTe¬
legraphen.

4) Fortsetzung der Berathung des Berichtes des Finanz- Ausschusses, bctr. das Regulativ für den dauern¬
den Bedarf an Geschäftskostn im Justiz - und Verwaltungs- Dienste.

5) Bericht des Finanz -Ausschusses, bctr. den Rest einer älteren unverzinslichen Schuld des Fürstenthums
Lübeck.

6) Bericht des Finanz- Ausschusses, betr. die Erwerbung eincö AmttzauseS für das Amt Eutin.
7) Bericht des Finanz- Ausschusses, betr. die Erwerbung des Amthauses in Nohfelden.

Vorsitzender: Präsident Zedelius.

^ie Sitzung beginnt lO'/y Uhr. Am Mir.istertisch anwe¬
send: Staatsralh Krell  und Reg. -Comm. Buchvltz . —
Nach Verlesung und Genehmigung des ProtvcollS der vori¬
gen Sitzung lheilt der Präsident folgende Eingänge mit: 1)
Eine Vorstellung der Baubcvollmächtigtcn der neuen Haase-
brücke vor Essen, worin um einen Zuschuß von 1000 Thlrn.
aus Staatsmitteln zum Bau der Brücke gebeten wird; 2)
Eine Vorstellung deS Mühlenbesitzers Harbers zu Westerstede,
in Betreff der Gleichstellung der Mühlen im Kirchspiel We¬
sterstede, hinsichtlich der Rccognition; 3) Eine Vorstellung
mehrerer Auctionatoren, worin der Landtag ersucht wird: der¬
selbe wolle dahin wirken, daß in der Auctionatorordnung im
Wege der Gesetzgebung mehrere Aendcrungen vorgenommen wer¬
den. (Sämmtliche 3 Eingaben werden dem Petitionsausschuß
übergeben.) Man kommt zum Isten Gegenstand der Tages¬
ordnung: dem Bericht des Ausschusses zur Begutachtung der
Vorlage wegen neuer Vereinbarung über die zur Sustentation
des Großherzogl. Hauses bestimmte Baarsumme. Der Aus¬
schuß hat sich bei diesem Gegenstand in seinen Ansichten ge-
theilt, die Mehrheit desselben: Foltc , Klävemann , v.
Münster , Noell , Zedelius  beantragt die Annahme Des
Antrags des Großherzogl. Staatsministeriums: »der Landtag

wolle sich damit einverstanden erklären, daß der ß 9. der
Vereinbarung (Anl. I. zum Staatsgrundgesetze) für die Zeit
der Regierung Seiner Königlichen Hoheit, des Großherzogs
Nicolaus Friedrich Peter,  seine Geltung behalte" ; —

-die Minderheit dagegen: Frank , Sudendorf  stellt' denAn-
trag : »der Landtag wolle beschließen, daß die seitherige Civil-
liste all 85,000 Thlr . mit dem jetzt regierenden Großherzoge
auf 71,500 Thlr. ( ausschließlich des KrongutS) vereinbart
werde und Seine Königliche Hoheit ersuchen, sich damit ein¬
verstanden zu erklären". —

Abg. Frank:  Er nehme den von ihm und dem Abg.
Sudendorf  deshalb, weil er geglaubt habe, daß der Er¬
trag deS auSgeschiedenen KrongutS 32,000 Thlr. mehr betrage,
als derselbe von dem Ministerium angegeben sei, gestellten
Antrag jetzt zurück.

Abg. Böckel:  Nachdem der Minderheitsantrag zurück¬
genommen sei, finde er in dem Bericht von Seiten der Mehr¬
heit auch keinen einzigen Grund angeführt dafür , daß die
Civilliste in der bisherigen Höhe fortbestehen solle. Im Re¬
gierungsschreiben sei gesagt worden, daß eben etwas mehr
nicht beantragt werden solle, damit keine weiteren Verhand¬
lungen verkämen. Daß aber dadurch, daß das Ministerium
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dieselbe Höhe der Civilliste beantrage, die weiteren Verhand¬
lungen abgeschnitten werden könnten, vermöge er nicht ein¬
zusehen, der Bericht der Mehrheit leugne im Gegenthril dem
Ministerium gegenüber, daß irgend Gründe vorhanden sein
sollten, die Civilliste zu erhöhen, und wende sich dann nur
gegen das Minderheitsgutachten, welches freiiich auf unge¬
wisse Gründe hin 13,000 Thlr. abziehen wollte. Nach der
Ansicht der Mehrheit solle also nur nicht mehr gefordert wer¬
den können, als bisher, im Uebrigen solle es so bleiben, wie
bisher, aber eine Motivirung, weshalb es so bleiben solle,
fehle gänzlich. Die Verhandlung darüber könne er sich aber
nicht ersparen, denn wenn man zurückblicke auf die Verein¬
barung des Staatsgrundgesetzes und der Civilliste, wenn man
sich vergegenwärtige, was damals gesprochen und gehofft wor¬
den sei, so werde sich gewiß Niemand finden, der nicht er¬
wartet hatte, daß bei einem eintretenden Regierungswechsel
eine Last nicht abgenommen werden würde, welche man da¬
mals schon für eine große und schwere erklärt habe, die aber
übernommen worden sei, indem man sich das Staatsgrund¬
gesetz dagegen eintauschte. Möge es nun aber auch kein förm¬
licher Tausch gewesen sein, daß, wenn die Proposition der
Staatsrcgierung hinsichtlich der Civilliste und Sustentation des
Großherzl. Hauses angenommen würde, dann das Staatsgrund¬
gesetz, wie es damals  fertig gewesen sei, dem Lande zu Theil
werden solle, möge es auch nicht ein förmlicher Vertrag gewe¬
sen sein, der Sache nach sei es aber so. Es wäre der Zeitpunkt für
die Krone schon gekommen gewesen, wo sie fordern konnte, was
sie wollte, das Zahl 1819, mit seiner Reacli'on, sei bereits einge¬
troffen gewesen, und da habe man von vielen Seiten gehört:
laßt uns retten was zu retten ist, das Staatsgrundgesetz
nehmen wie es ist, und dafür geben waS zu geben ist. Das
Land habe sich aber getäuscht, das Staatsgrundgesetz sei
revidirt worden und dahin gegangen. Eine moralische Ver¬
pflichtung, daß nun auf der andern Seite auch die Verpflich¬
tung zur Sustentation in dieser Weise bleiben solle, könne er
demnach nicht mehr erkennen. Daß die ausgesetzte Summe
für unser Land zu groß wäre, sei damals schon anerkannt
worden, die Verhältnisse hätten sich aber seitdem zu Gunsten
desselben nicht geändert, im Gegentheil seien dem Lande noch
viel größere Lasten auferlcgt, als sie bis 1818 betragen hätten,
und wenn man immer von Seiten des Ministertisches höre,
daß die constitutionclle Monarchie theuer sei, daß sie größere
Opfer, größere Lasten erfordere, so denke er, sei es auch an
der Reihe desjenigen, welcher der Erste im Staate wäre, daß
er auch mit beitrage um diese Lasten lindern zu helfen, daß
also diese Civilliste herabgesetzt werde. Er wolle nicht darauf
weiter eingehen, welche enorme Summe dieselbe der jgroßen
Armuth und Dürftigkeit gegenüber fei, nicht darauf eingehen,
welcher große Segen zum Besten des Ganzen dadurch ent¬
stehen würde, wenn auch nur Einiges von der Civilliste weg-
flele, nicht darauf eingehen, daß dadurch, daß dem Volke
immer größere Lasten aufgebürdet würden, das Staalsgebäude
mehr erschüttert werde, als wenn bei Hofe etwas weniger
Repräsentationskosten aufgewcnbet werden könnte, er wolle

nur darauf Hinweisen, daß damals, als diese Civilliste verein¬
bart worden sei, man nicht ohne die Hoffnung gewesen sei,
daß bei einer Regierungsnachfolge geringere Ansprüche gemacht
werden würden. Man habe damals immer sagen hören, man
müsse darauf Rücksicht nehmen, daß von Seiten der Krone
viel ausgegebcn werde, daß man sich einmal daran gewöhnt
habe so zu leben, daß die ganze Einrichtung so getroffen sei,
daß eine solche Summe nicht zu entbehren wäre, daß dieselbe
nicht auf lange Zeit in der Höhe bestehen, sondern daß der
Zeitpunkt einer neuen Vereinbarung nicht lange ausbleiben
könne. An diesem Zeitpunkt stehe man jetzt, und jetzt werde
gefordert, man solle nur zufrieden sein, wenn nicht mehr ge¬
fordert würde! Hätte dieser Punkt nicht in dem Regierungs¬
schreiben gestanden, so würde die Sache weniger Verletzendes
für ihn gehabt haben. Das Ministerium sage dem Landtage,
er könne zufrieden sein, wenn nur nicht mehr gefordert werde.
Das seien- aber traurige Aussichten für die Zukunft, denn
wenn wieder eine neue Vereinbarung komme, da werde man
sich auf dm jetzigen Fall berufen, man werde wieder sagen,
man wolle nur nicht mehr fordern, von einem Weniger könne
nicht die Rede sein. Er fürchte freilich, daß seine Rede nichts
helfen werde, und daß die Zeit so gewirkt habe, daß die
Mehrheit glauben werde, nichts anderes zu dürfen, aber er
möchte doch darauf aufmerksam machen, daß die Mitglieder
des Landtages gewählt seien für das ganze Land, daß die¬
selben hier zur Bcrathung säßen für daS Wohl des Landes;
sie seien allerdings nur gewählt zur Revision des Staatsgrund-
gesetzcs, durch ihr und des Staatsministeriums Gefallen säßen
sie aber noch hier, und entschieden über diese wichtige Frage,
zum Theil Beamte, die wenig oder gar nichts zu diesen Lasten
beitrügen, welche dem Volke durch die Civilliste aufgelegt
werde, zum Theil wohlhabende Leute, die diese Ausgabe leicht
verschmerzen könnten, aber sie sollten sich auch derjenigen
Leute erinnern, welche schon kleine Lasten schwer drückten,
und die Summe, welche man für ein großes Haus sestzusetzen
habe, und die für dasselbe nothwendig sein solle, beurtheilen,
nach der Summe der vielen kleinen Häuser, die auch noth¬
wendig seien im Lande. Er glaube, man stehe auf demselben
Standpunkt , wie bei dem constituirenden Landtage; damals
habe er gegen diese Höhe der Civilliste gestimmt, und das
Maximum wäre damals für ihn 100,000 Thlr. gewesen. Er
wolle auf die diesem zunächst liegende Annahme, daß daS
Krongut allein zur Sustentation vollständig genüge, nicht ein¬
gehen, aber das Krongut sei ausgeschieden und solle den
Werth von 85,000 Thlr. aufbringen. Nun höre er von
Sachverständigen bestimmt aussprechen, daß es bedeutend
mehr aufbringen solle, und er irre sich wohl nicht, eine Be¬
rechnung habe er allerdings nicht angcstellt, könne sich aber
auf das Urtheil von Sachverständigenberufen, wenn er be¬
haupte, daß das Krongut etwa 35,000 Thlr. mehr einbringe
als 85,000 Thlr., die cs aufbringen sollte. Zu diesem Betrage
sei damals die Ausscheidung des Kronguts gefordert worden,
indem cs geheißen habe, man wolle nach dem zwanzigjährigen
Ertrag ausscheiden. Die Krone habe damals doch wohl auch
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nicht mehr als für 83,000 Thlr ausgeschiedcn haben wollen,
denn sonst müßte man annehmen, daß dieser Modus nur
beliebt worden sei, damit man mehr erlangte, als was man
zu erlangen scheinen wolle. Dieß wolle er nun nicht anneh¬
men, darum scheine es ihm aber nothwendig, dasjenige, was
das Krongut mehr einbringe, bei der Baarsumme in Anschlag
zu bringen, und den Betrag derselben jetzt von 85,000 auf
50,000 Thlr. festzusetzen. Er beantrage daher, der Landtag
beschließe: „die in Anlage I. tz. 7. des Staatsgiundgesctzes
erwähnte Baarsumme zur Civilliste des Großherzogs ist für
die nach tz. 9. der Anlage I. zu treffende Vereinbarung jetzt
auf 50,000 Thlr. festzustellen."

Abg. Becker:  Die in Anlage I. des Staatsgrund-
gcsetzeS rubricirte Vereinbarung sei im Februar 1849 nach
mehreren vergeblichen Versuchen getroffen worden, auf Grund
eines selbstständigen Vorschlags des Staalsministerium, wobei
letzteres erklärt babe, daß seine Vorschläge nicht aus einer
Anerkennung einer politischen Notwendigkeit hervorgegangcn
seien, sondern aus der Ueberzeugung, daß demselben Recht
und Billigkeit zur Seite ständen. Damals sei auch nicht,
wie der Vorredner sage, hervorgehoben worden, daß bei einer
neuen Vereinbarung eine geringere Summe in Aussicht gestellt
werde; die Sache verhalte sich vielmehr so. Die Anlage zum
Staatsgrundgesetze habe eine längere Dauer, in Art. 14. der
Anlage sei nämlich bestimmt: „diese Vereinbarung ist für die
Dauer der im Art. 8. deS Staatsgrundgesctzesbestimmten
Regierungsnachfolge gültig, und fällt weg, sobald kein Nach¬
komme aus kem Mannsstamme des Herzogs Peter Friedrich
Ludwig mehr an der Regierung des Großherzogthumsist,
unbeschadet jedoch des Rechtsbestandes der inzwischen am
Dominialbestande vorgenommenen Aenderungen." In einem
einzigen Punkte sei nur eine neue Vereinbarung bei jedem
Regierungswechsel vorgeschrieben, nämlich in Betreff der Baar¬
summe, welche zur Sustentativn des Grvßherzoglichen Hauses
bestimm! sei. Die übrigen Bestimmungen, daß diese Baar¬
summe in Krongut und Domainen gestellt werden solle, daß
davon die Dotation des ErbgroßherzogS und die Apanagen
getragen werden sollen, seien unabhängig hiervon und jetzt
für den Landtag unabänderlich. Damit erledigten sich die
Bedenken der Minderheit, auf die ec nicht weiter eingehen
wolle, da der Antrag derselben zurückgezogen sei. Es frage
sich nun,  woher die Bestimmung, daß die Baarsumme zur
Sustentativn des Grvßherzoglichen Hauses bei der Regierungs¬
nachfolge neu vereinbart werden solle, rühre? Diese Bestim¬
mung sei nach dem Muster der Englischen Verfassung und
vieler andern Deutschen Verfassungen aus der Erwägung her-
vorgcgangen, wie immer in größeren Zeiträumen der Werth
des Geldes und der Dinge, der Bedürfnisse und der Einnah¬
men sich verändern, und wie danach auch die Aenderung dieser
Baarsumme, der Civilliste, in einem größeren Zeiträume noth¬
wendig sein werde. Daß indeß seit dem Februar 1849 in
Oldenburg eine solche Veränderung erfolgt sei, müsse er be¬
streiten, und der Vorredner habe selbst zugegeben, daß sich
seitdem die Verhältnisse nicht geändert hätten. Demnach liege

hier kein Grund vor für die Aenderung der damals bestimmten
Baarsumme, und es liege in der Natur der Sache, daß die
damalige Summe beizubehalten sei, wenn nicht die Gegner
besondere Gründe für die Aenderung derselben brächten. Einen
solchen besonderen Grund habe nun der Vorredner, wie auch
die Minderheit, darin gefunden, daß er auf den höheren Er¬
trag des ausgeschiedenenKronguts Hinweise. Er müsse aber
daran erinnern, wie er schon vorausgeschickt habe, daß die
Bestimmung, daß für die Baarsumme aus dem Domanium
sogenanntes Krongut ausgeschieden werden solle, feststrhe.
Im Jahre 1849 sei dieß freilich von Vielen getadelt worden,
weil man der Ansicht gewesen, die Civilliste müsse feststehen,
auf der andern Seite sei aber hervorgehoben worden, baß es
angemessen sei, dieselbe einer eben so großen Veränderlichkeit
zu unterwerfen wie daS Vermögen des Volkes und Staates
überhaupt, daß der Fürst, indem er an diesen Schwankungen
theilnehme, auch theilnehmen solle an dem wichtigsten Interesse
des Landes, dem Ackerbau, und daß er so Freude und Leid
mit dem Lande theilen solle. Dieß sei der Grund dieser Be¬
stimmung gewesen, sie sei ausgenommen worden, sic stehe fest,
und da dieß einmal geschehen sei, so könne er nicht begreifen,
wie man eine irgend berechtigte Veranlassung der Herabsetzung
daher nehmen wolle, daß gerade jetzt die Einnahme davon
für Len Großherzog höher und die Zeiten gut seien, und zwar
begreife er dieß um so weniger, wenn man auf der anderen
Seile nicht auch die Verpflichtung übernehmen wolle, bei
einem geringeren Ertrage die Summe wieder zu erhöhen.
Es frage sich aber außerdem, ob denn wirklich die Voraus¬
setzung des Abg. Böckel auch richtig sei, ob das Krongut,
wie er von Sachverständigen gehört haben wolle, auch wirk¬
lich 35,000 Thlr. mehr einbringe als 85,000 Thlr., zu denen
es veranschlagt sei? Nach dem, was ihm bekannt sei, und
dieß stütze sich auf eine nähere Mitkheilung aus dem Finanz¬
ministerium, habe das Krongut in den Jahren 1849—52
durchschnittlich, nach Abzug der Lasten, wobei noch nicht ein¬
mal alle Lasten in Anschlag gebracht seien, etwa 89,000 Thlr.
eingebracht, das macht also bei den gegenwärtigen guten
Jahren etwa 4000 Thlr. mehr, als die angenommene Summe.
Wenn nicht noch andere Veränderungen der Umstände nach-
gewiescn würden, könne er einen gerechten Grund der Herab¬
setzung der Baarsumme nur dann finden, wenn von der an¬
deren Seite bewiesen werde, daß die damalige Vereinbarung
der Baarsumme, den Ansprüchen des Fürsten an bas Domanium
und dem verhältnißmaßigen Bezug der Civilliste in andern
Ländern nicht entspreche, auf diesen Boden werde man sich
aber von jener Seite nicht begeben wollen. So lange dieß
aber nicht geschehen, glaube er nicht, daß das Land mit dem
Abg. Böckel sich zu betrüben brauche, sondern daß cs sich
zu freuen habe, wenn die im Februar 1849 vereinbarte Baar¬
summe nicht erhöht werde. In wenigen deutschen Ländern
sei bisher kein solcher Anspruch auf Erhöhung geltend gemacht.
Der bekannte badische Abgeordnete Welcher  habe schon vor
1848 gesagt: „eine Knauserei von Seiten der Stände bei
Bewilligungen der Civilliste sei übel angebracht und wahrhaft
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unpolitisch " , — Ließ gelte aber besonders jetzt im Zahre 1853.
Es solle sich Zeder fragen , ob nicht die glückliche Vereinigung
unseres Fürsten mit dem Volke und seinen Vertretern eine
Störung erleiden werde , wenn man ihm mit einer Forderung
entgcgentrete , deren Gerechtigkeit und Billigkeit nicht ganz
klar zu Tage liege , und könne man die Folgen einer solchen
Störung berechnen ? Er stimme daher gegen die beantragte
Herabsetzung , nicht nur weil es an jedem gerechten Grunde
dafür fehle , sondern w -il er den Antrag für die jetzige Zeit
für durchaus unpolitisch und dem Lande für verderblich halte.

Abg . Böckel:  Man habe hier wieder die Hinweisung
auf England und die dortige Weisheit , wo cs gerade passe,
hinsichtlich der Eivilliste ; wo cs gerade nicht in die Sache
paffe , werde es vermiesen , er glaube aber , daß daS Olden¬
burger constitutivnclle Leben sich nur sehr wenig sonst mit
dem Englischen constitutionellen Leben vergleichen lasse . —
Es sei gegen das von ihm vorher Gesagte hervorgehoben
worden , daß eben keine Aenderungen der Umstände einge-
trcten wären , welche die Herabsetzung der Eivilliste motivirten,
man sei aber nicht darauf cingegangen , daß er vorgeführt
habe , daß eben auf der andern Seite das Bedürsniß einer so
hohen Eivilliste , wie dieselbe damals vereinbart worben , nicht
nachgewiesen sei. Er wolle nicht wiederholen , womit man
das damalige Bedürsniß zu begründen gesucht habe , und was
jetzt nicht mehr zutreffe , er habe nun keine Sylbe davon ge¬
hört , weshalb eine solche Eivilliste , die sich auf 170,000 Thlr.
und factisch auch noch auf mehr belaufe , zur Sustentation
eines  Hauses nörhig sein sollte . — Wenn übrigens der
Vorredner bezüglich des Kronguts darauf hingewiescn habe,
daß der Mchrertrag des KrongutS von den jetzigen besseren
Zeiten herrühre , so würde das allerdings gegen ihn sprechen,
nach dem aber , was er von Sachverständigen erfahren habe,
beruhe dieser Mehrertrag nicht sowohl auf den jetzigen gün¬
stigen Conjuncturen , sondern darauf , daß diese Güter bei
einer besseren Bcwirthichastung mehr einbrächten als früher,
dies sei aber gleich voraus gesehen worden und bei der Aus¬
scheidung deS Kronguts zur Sprache gekommen . Wenn der
Vorredner sich dann von dem Finanzminister habe berichten
lassen , diese Krongüter brachten nur 4000 Thlr . mehr ein
als 85,000 Thlr . , so möge dies theilweise daran liegen , daß
sie ungünstig verpachtet seien , theilweise aber wohl auch auf
einen Zrrthum des Finanzministers beruhen . — Wenn dann
darauf hingewiesen sei, daß andere Länder nicht besser standen
als wir , so sei das ein schlechter Trost für einen , dem es
schlecht gehe , wenn man ihm sage : tröste Dich , Deinem
Nachbar geht es nicht besser!  Der wahre Trost laute : es
wird eine zu große Summe hingegeben , und deshalb muß
man sie herabsetzen ; und wenn dieselbe auch auf 50,000 Thlr.
herabgesetzt werde , so sei das keine Knauserei , von einer
Knauserei könne man , wo 170,000 Thlr . aufgebracht würden,
selbst wenn 35,000 Thlr . davon abgezogen würden , nicht
sprechen , denn mit 35,000 Thlr . knausere man nicht , und
wenn der Abg . Becker meine , das Land könne sich freuen,
wenn ihm nicht mehr abgefordert werde , so möchte er ihm

rathen , in das Land zu gehen , und sich zu überzeugen von
der Freude darüber , daß die Eivilliste auf 170,000 Thlr . ge¬
blieben , sei , er möge sich überzeugen von der Freude des Lan¬
des , und sich da feinen Dank holen.

Abg . Wibel:  Er habe nur die beiden letzten Redner
gehört , und fühle sich gedrungen , seine Abstimmung durch
einige Worte zu motiviren , hauptsächlich weil ihn andere Be - ,
trachtungen leiteten , als von den beiden letzten Rednern aus¬
gesprochen seien . Auf das , was der Abg . Becker von Knau¬
serei gesprochen , lege er keinen Werth , da ras nicht zur Sache
gehöre und höchstens eine subjective Ansicht sein könne . Was
derselbe aber behaupte in Bezug auf die politische Frage , das
könne er mehr zugeben . Es sei nur davon die Rete , man
solle vereinbaren , und wenn man das solle , müsse jeder Theil
aussprechcn , was er für recht halte , man habe also einen
Rechtsausspruch zu thun im Namen deS Landes . ES sei
nun eine sehr willkürliche Annahme des Abg . Becker,  daß
er bei dem andern Paciscenten eine Animosität vvraussetze,
die er aber nicht für begründet halte , welche verderblich wir¬
ken könne auf die pflichtmäßigc Regierung des Landes ; dies
sei ihm ein fremder Gedanke . — Es frage sich nun , was an
Geldmitteln zur anständigen Unterhaltung des Großherzogl.
Hauses erforderlich sei , daS Land müsse wünschen , daß der
Hof seines Fürsten anständig , und seiner Würde gemäß er¬
halten werde , und dazu gehöre eine große Summe Geldes,
cs müsse aber auch wünschen , daß seine Vertreter sich von
dem wirklichen Bedarf überzeugten und denselben prüften,
dies habe cs nicht nur zu wünschen , sondern zu fordern.
Man habe hier einen schwierigen Standpunkt , weil es schwer
sein werde , in einzelnen Summen zu berechnen , was der
wahre Bedarf eineö HoseS sei , es entferne sich derselbe w
wen von jedem bürgerlichen Haushalt , daß man keinen Maß¬
stab habe , denselben zu berechnen . Jndeß die Mitglieder des
Landtags von 1819 ständen darin etwas günstiger , Venn
damals , was jetzt vermißt werde , wäre dem Ausschuß des
Landtages , vertraulich eine Uebersicht des 10jährigen Durch¬
schnitts des Bedarfs des Hofhaushalts vorgelegt worden , und
die Mitglieder hätten sich Kenntniß verschaffen können davon,
was die Hofhaltung erfordere . Das Ministerium Schloiser-
Zedelius  habe damals nach gewissenhafter Ueberzeugung
erklärt , daß der Bedarf deS Hofeö nicht unter 170,000 Thlr.
erhalten werden könne , und der Landtag habe sich damit ein¬
verstanden erklärt . Er habe dies allerdings nicht gekonnt,
denn er habe Posten von 8 — 10,000 Thlr . gefunden , die
längst weggefallm seien . Jndeß auf seinen damaligen per¬
sönlichen Standpunkt wolle er nicht zurückkommen . - Der
Landtag , der Fürst und das Ministerium s-ieu also damals
einig gewesen , 170,000 Thlr . seien genügend für die Hof¬
haltung ; davon sollten aber abgehen für die Zeit , wo ein
großjähriger Erbgroßhcrzog da sei : 13,000 Thlr ., und zwar
weil der Landtag es für angemessen hielt , daß der volljährige
Erbgroßhcrzog nicht mehr unter der väterlichen Gewalt stehe,
daß er deü Bedarf seines Haushaltes von dem Vater nicht
zu erbitten haben solle . Deshalb sei die Bestimmung ge-
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treffen worden, daß diese 13,000 Thlr. als eine Verpflichtung
des regierenden Großherzogs angesehen werden sollten, welche
derselbe an den volljährigen Erbgroßherzog auszuzahlen habe.
Daß diese 13,000 Thlr. in der Civilliste aber nicht fallen
sollten, wenn eine Verpflichtung, sie auszuzahlen, nicht mehr
La sei, dafür sei kein Grund angegeben, und deshalb sielen
dieselben von selbst weg. Dann stehe aber noch die Frage
bevor, inwiefern der Bedarf des Hofes damals richtig ange¬
schlagen sei? Die zweite Frage aber sei, inwiefern dieser Be¬
darf erfüllt sei, durch das , waS der Krone abgcliefcrt wurde
am Lande, und da trete nach seinem Erachten die Frage
wieder in den Vordergrund, was die Krone an Krongut er¬
halten habe. Die Absicht der Vereinbarung sei gewesen, cs
sollte eine Einnahme von 85,000 Thlr. gewährt werden, über
die Art und Weise, wie der jährliche Ertrag der Krongüter
berechnet werden sollte, hätten sich damals Bedenken erhoben,
der Landtag sei fast allgemein der Ansicht gewesen, daß das
Land großen Schaden dabei haben, daß der wahre Ertrag
nicht ermittelt werden würde, man habe aber nicht auf einer
genauen vollständigen Berechnung bestanden, weil, dergleichen
sage sich allerdings nicht gern öffentlich, aber da es Noth
thue, müsse es doch heraus, weil man glaubte, daß das, was
man vereinbarte, nicht von langer Dauer sein könnte, weil
die Tage des Großherzogs gezählt zu sein schienen, und daß
dann der Zeitpunkt einer neuen Vereinbarung eintreken werde.
— Vor diesem Zeitpunkt stehe man nun heute, und da be¬
haupte er mit dem Abg. Böckel , daß das Krongut nach der
damaligen Berechnung viel zu niedrig angeschlagen sei, und
daß eS mehr als 35,000 Thlr. über die 85,000 Thlr. ein¬
bringe. Er könne diesen Beweis liefern, und glaube nicht,
daß der Herr Finanzminister anders als aus Zrrkhum, eine
niedrigere Summe angegeben habe; einen Jrrthum auf seiner
Seite werde er aber nur zugestehen, wenn der KrongutsauS-
schuß eine genaue Berechnung darüber vorlege. Bis dahin
müsse man aber davon ausgehen, das Krongut trage mehr
ein. Daß dies aber den Landtag berechtigen sollte, an Kron-
gut etwas einzuziehen, werde Niemand cinsallen, sondern es
frage sich, wie viel müsse zum Krongut hinzugelegt werden,
damit die 170,000 Thlr. complettirt werden, und da sei er
der Meinung, daß nicht sehr viel dazu nöthig sei. Denn,
sollten noch Gründe angeführt werden, daß das Krongut
wirklich mehr eintrage, so könne er auf die damalige Debatte
zurückweisen, wo dies auf jeder Seite herauszulesen sei.
Außerdem dürfe er aber auch daran erinnern, daß, als im
vorigen Landtag bas Fürstenthum Lübeck mit einer höheren
Quote beschwert worden sei, man hervorgehoben habe, daS
Fürstenthum Lübeck sei besonders dadurch benachlheiligt, daß
sein Domainencomplex zu dem Krongut geschlagen, und zu
einem unverhältnißmäßig niedrigen Satz angesctzt worden sei.
Dies wäre der wesentliche Grund der Beschwerde gewesen,
und dieselbe sei damals nicht ausgegangen von dem Abge-
vrdneien aus Eutin, der an seiner Seite früher gesessen habe,
sondern von einem Abgeordneten der anderen Seite. Dieser
Behauptung sei aber nicht widersprochen worden, weder von

dem Ministertisch, noch von der Versammlung, alles, waö
erwidert worden sei, habe darin bestanden, daß man gesagt
habe: diesen Ucbelstand tragen wir alle gemeinsam, auch un¬
sere Domainen sind zu niedrig weggegeben. Er müsse aber
noch auf eine andere Erscheinung aufmerksam machen, welche
er, der er hier immer lebe, mit eigenen Augen zu beobachten
Gelegenheit gehabt habe, die aber gewiß such den andern
Herren nicht entgangen fein werde, welche doch schon lange
hier seien. Man solle Hinblicken auf den Hof , wie derselbe
bestehe seit vielen Jahren , da werde man keineswegs einen
Grund finden können, annehmen zu müssen, daß der Hof,
seitdem er eine Civilliste hätte, sich Beschränkungen unter¬
werfen müsse, welche seiner nicht würdig wären, im Gegen-
theil, er habe nur gesehen, daß der Aufwand des Hofes sich
erweitert habe, und daraus schließen müssen, daß die Dota¬
tion nicht zu klein gewesen sei, sondern daß sie eine größere
Ausdehnung des Hofes möglich gemacht habe. Darum könne
er als Abgeordneter, wenn er darüber befragt werde, nicht
anders antworten, als : 85,000 Thlr. an baarem Gelde zu
dem Bestände des Krongutcs seien mehr als der Hof bedürfe,
und er könne daher nicht dafür stimmen, daß der Landtag
sage, 85,000 Thlr. im Baaren sei die Baarsumme, welche
der Bedarf des Hofes erfordere. — Man habe endlich darauf
hingewiescn, daß in anderen Deutschen Ländern noch mehr
gefordert werde, und dies habe ihn sehr wehe gethan. Er
sei älter als Mancher hier im Landtage, und erinnere sich
noch der Zeit, wo der Oldenburger, wenn er in einem ande¬
ren Lande gesehen habe, wie es da zugegangen, mit Stolz
und Freude zu sagen pflegte: in. meinem Lande geht cS
besser, da ist es anders, und damit sei nicht etwa die Staats¬
verfassung gemeint gewesen, sondern gerade in dem Punkt,
auf welchen der Abg. Becker , hingedeutet, habe sich Olden¬
burg wohlcr befunden als andere Staaten . Er glaube nicht,
daß man heute berechtigt sei, diesen Ruhm von sich zu wei¬
sen, sondern man könne noch stolz darauf bauen, daß auch
in dieser Hinsicht das Verhältniß Oldenburgs besser sei, als
das in anderen Staaten . Eine Verletzung sei aber nicht
darin zu suchen, wenn der Landtag sage, daß er eine Herab¬
setzung für erforderlich halte, und zwar erblicke er eine solche
für Niemand, denn die Geldfrage werde nicht von dieser
Seite aufgefaßt werden können, da sie nur eine Nützlichkeits¬
frage sei. Er könne daher dem Anträge des Ausschusses
nicht beistimmen.

Staatsrath Krell:  Zur Erläuterung der Annahme
über die Erträge des Kronguls wolle er bemerken, daß eine
spccielle Berechnung derselben aufgestellt und dem Ausschüsse
mitgetheilt worden sei, und daß sich danach die Angabe des
Abg. Becker als vollkommen richtig ergebe. Die Berech¬
nung sei so speciell vorgenommen worden, wie es nur irgend
möglich gewesen sei.

Berichtcrst. Klävemann:  Von dem Redner, welcher
einen Antrag auf eine Verminderung der Dotation gestellt
habe, sei den Mitgliedern des Landtags in das Gewissen ge¬
schoben worden, daß sie nicht zu dem Zweck erwählt seien,
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dergleichen Fragen zu entscheiden . Auf dem früheren  Land¬
tage sei diese Frage zur Sprache gekommen , damals habe er
zu denen gehört , welche der Ansicht gewesen seien , daß der
Landtag , welcher zur Revision gewählt worden , etwas Anderes
nicht zu beschließen hätte , als eben die Revision . Der Land¬
tag habe aber anders erkannt , diesem Beschluß habe er sich
unterworfen , und wie es scheine , habe auch die Partei sich
unterworfen , mit welcher er damals habe stimmen müssen,

sonst würden diese Abgeordneten eS wohl nicht zuläsfigEge-
funden haben , für ihre Personen an den Verhandlungen die¬
ses Landtages noch weiter Theil zu nehmen . Von demselben
Redner sei gesagt worden : cs fehle im Bericht des Ausschusses
die Motivirung des Mehrheitsantrages ; er finde dagegen,
daß eine Verminderung  der Dotation begründet werden
müßte , diese  vermisse er . Das was 1848 und 1849 , wo
die Zeiten anders gewesen , vereinbart worden sei, jetzt , 1853,
wieder in Frage zu stellen , scheine ihm nicht rathsam , die
Rathsamkeir eines solchen Vorschlags müßte wenigstens erst
nachgewiesen sein , wenn man auf diese Verminderung cinge-
hen sollte . — Man solle nun in das Auge fassen , wie denn
eigentlich 1848 und 1849 die Vereinbarung zu Stande ge¬
kommen , und was wirklich vereinbart worden sei. Bekannt¬
lich wären von dem Großherzog sämmtliche Domaincn und
wohl gar theilweise die Ordinairgefälle als Eigenthum ange¬
sehen worden , der Landtag dagegen sei der Ansicht gewesen,
daß alle Domaincn dem Lande gehörten . Bei solchen sich
so gegenüberstehenden Ansichten nun wäre es nothwendig ge¬
wesen , daß eine Vereinbarung stattfände . Von beiden Seiten
habe man geglaubt von . seinem Rechte zu opfern , und es
wäre wohl nicht zu bezweifeln , daß namentlich auch von
Seiten des hochseligen Großherzogs die Ansprüche des Land¬
tags damals als eine Verletzung seiner Eigenthumsrechke em¬
pfunden worden seien , daß derselbe geglaubt habe , von seinem
Eigenthum aufzugeben , wenn er diese Vereinbarung schlösse.
Die Vereinbarung sei nun dahin zu Stande gekommen , daß
ein Lheil der Domainen im Betrage von 85,000 Thlr . als
Krongut ausgeschieden , und der andere Thcil der 170,000
Thlr . in baarem Geldc gegeben werden solle , und daß über
die Frage der baaren 85,000 Thlr . bei jeder Regierungs¬
nachfolge eine neue Verständigung und Vereinbarung stattzu-
sinden habe . Es sei nun zwar möglich , daß man auf beiden
Seiten wirklich die Hoffnung im Stillen gehegt habe , mit
dieser Bestimmung nachher nach der Seite hin , wo man cs
wünschte , etwas hinauszurückcn ; es sei Ließ aber kaum wahr¬
scheinlich , sondern eher das wahrscheinlich , daß man in dieser
Form zur Vereinbarung gekommen sei, um nicht geradezu von
der Position abzugehen zu brauchen , welche zuerst in Vor¬
schlag gebracht worden , so daß also nur in der Form mit
einem Rückhalt vereinbart sei. Von dem Abg . Wibel  sei
nun aber gesagt worden , diese Hoffnung auf spätere Ver¬
ringerung wäre auf der Seite des Landtags allerdings vor¬
handen gewesen . Diese Hoffnung wolle er nun verwirklichen,
und der Abg . Böckel hebe zur Begründung seines desfälli¬
gen Antrags unter Anderm bervor , daß das Krongut , welches

nur den Wertb von 85,000 Tblr . habe aufbringen sollen,
einen bedeutend hvhern Ertrag bringe , und man habe die
fabelhafte Summe von 35,000 Thlr . nennen hören . Er sei
nun in der Lage , in Folge der Mittheilungen des Finanz¬
ministeriums , welche dem Ausschüsse gemacht seien , sagen zu
können , wie hoch der Ertrag sei , und wenn der Abg . Böckel
bemerkt habe , diese Mittheilungen würden auf einem Zrrthum
beruhen , so könne allerdings im Augenblick nicht weiter nach¬
gewiesen werden , daß dieß nicht der Fall sei, indeß werde man
sich demnächst aus den Rechnungen der Krongutscafse davon
überzeugen können.

(Zuruf des Abg . Wibel:  Wenn es zu spät ist !)
Präsident:  Er bitte , den Redner nicht zu unter¬

brechen !

Berichters ) . Klävemann (fahrt fort ) : Die Durch¬
schnitts -Erträge von Mai 1849 bis Mai 1853 betrügen nach
offizieller  Mittheilung — und einer offiziellen Mittheilung
messe er seinerseits Glauben bei — nach Abzug der Abgaben
und Lasten jährlich 89,013 Thlr . Von dieser Summe gehe
aber noch etwas ab , weil man noch nicht vollständig die Ab¬
gaben und Lasten bestritten habe , und noch nicht genau wisse,
was an freilich unbedeutenden Lasten noch abgehen werde , eine
wesentliche  Aenderung diescrSumme werde aber nach Er¬
klärung des Finanzministeriums nicht zu erwarten sein . Was
aber die Frage anlange , ob es überhaupt in Betracht kommen
könne , daß das Krongut mehr einbringe , als 85,000 Thlr .,
so müsse er Ließ in Abrede stellen . Das Krongut sei auf
Gewinn und Verlust ausgcschieden , und cs wäre von dem
Redner selbst zugestanden , der höhere Belauf sei dem ver¬
einbarenden Landtage wohl bekannt gewesen . Man habe
allerdings wohl gesehen , daß der vereinbarende Landtag nicht
vollständig über alles instruirt gewesen sei, wo er beschlossen
habe ; denn damals habe es sich weniger um praktische Dinge,
als um die Verwirklichung demokratischer Theorien gehandelt.
Aber wenn der muthmaßliche höhere Ertrag des Kronguts
jenem Landtage bekannt gewesen sei, so habe er auch wissen
müssen , daß von einem etwaigen Mehrbetrag die sammttichen
Lasten und Abgaben , welche zu Communalzwecken geleistet
würden , abzurcchnen seien , und wie hoch , sich dieselben etwa
belaufen würden . Der Betrag habe also größer sein müssen,
da diese 85,000 Thlr . nicht als eine Bruttosumm ? , sondern
zur Neltosummc hätten ausgeschieden werden sollen . Bon
dem Abg . Wibel,  welcher im Anfänge seiner Rede an 'chci-
nend den MinderheitSamrag habe vertheidigen wollen , da der¬
selbe vielleicht nicht gewußt hätte , daß dieser Antrag zurück¬
gezogen sei, was er später erfahren haben möge , wäre dann
hervorgehvben worden , Laß von den 85,000 Thlr . baar die
Summe von 13,500 Thlr . jedenfalls würde abgezogen wer¬
den können , weil kein volljähriger Erbgroßherzog da sei. Zm
Berichte der Mehrheit wäre aber schon auseinantergesetzt , autz
welchen Gründen es rathsam sei, die Civilliste zu sixiren , baß
Man , wenn man sagen wolle , man wolle , weil kein volljäh¬
riger Erbgroßherzog La sei, jenen Abzug machen , man dann
umgekehrt auch zugcben müsse , daß eintrctenden Falls wegen
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größerer Apanagen mehr  zu zahlen sei, denn auch die Pflicht
der Zahlung der Apanagen finde flch im §. 12. der Verein¬
barung dem Großherzog auferlegt. Was nun die gegenwär¬
tige Lage der Sache anlange, so muffe er darauf aufmerksam
machen, daß von dem Großherzog einmal die Fortdauer der
Baarsumme von 85,000 Thlr. gefordert sei. Hätte nun auch
der auf die Herabsetzung dieser Summe gerichtete Antrag
wirklich Grund, so frage cs sich, wenn die Annahme dieses
Antrages erfolge, ob man glaube, daß der Großherzog von
seiner Forderung, nachdem er sie einmal gestellt, «blassen
werbe, ober nur «blassen könne? Er bezweifle, daß dieß für
wahrscheinlich gehalten werden könne. Wenn derselbe auch
wirklich davon ablassen wollte.

Abg. Wibel:  Ich bitte um das Wort zur Geschäfts¬
ordnung!

Berichterst. Klävemann:  Es wäre mir lieb, wenn
ich in meiner Rede nicht unterbrochen würde!

Präsident:  Meldungen zum Wort sind nicht an eine
bestimmte Frist gebunden, ich wünsche aber, daß die Meldung
zum Wort nicht in so auffälliger Weise geschehe!

Abg. Klävemann:  Nur das wollte ich sagen, daß
dieselbe ganz in einer Weise geschehen ist, als wollte mich der
geehrte Abgeordnete stören, oder verwirren (in der Rede fort¬
fahrend). Wenn nun der Großhcrzog auch wirklich davon
ablassen wollte, so werde er das nicht einmal können,  weit
der Verbrauch des Hofes größer sei, als 170,000 Thlr. jähr¬
lich. Man solle sich die Verhältnisse ansehen, wie sie seien,
und sich fragen, ob diese Hofhaltung mit 170,000 Thlr. be¬
stritten werden könne? Man werbe dieß verneinen müssen.
Diese Verhältnisse könnten aber nicht ,sogleich geändert, es
könne nicht von dem Personal ohne Weiteres eine große An¬
zahl entlassen werden. — Wie er in Erfahrung gebracht, be¬
trage der Bedarf der Hofhaltung jährlich vielleicht 220,000
bis 240,000 Thlr. und diese Angabe sei ihm auch wahrschein¬
lich. Wenn man nun daraus ersehe, daß der Großherzog bei
seiner Forderung bleiben müsse, so frage es sich, was gesche¬
hen werde, wenn der Landtag dieselbe nicht bewillige? Dann
werde man zu dem Remebium greifen, welches in der Ver¬
einbarung gegeben sei, die Staatsregierung werbe sich an den
Bundestag wenden, und da frage er weiter, ob man denn
glaube, daß der Bundestag die Ansprüche des Landtages auf
eine Verminderung der Civilliste begründet finden werde?
Man solle wohl ins Auge fassen, baß der Großherzog, wenn
es auf eine neue Vereinbarung ankomme, mit allen Ansprü¬
chen, welche er früher aufgcgcben, wieder auftreten könnte,
und was der Bundestag dazu sagen werde, in weiterem An¬
betracht, daß wohl alle anderen deutschen Lanbesfürsten, die
unter ähnlichen Verhältnissen über Länder von ähnlichem Um¬
fange herrschten, eine größere Civilliste haben, das werde man
sich zu beantworten haben! Es sei dann noch von der poli¬
tischen Seite dieser Frage die Rede gewesen, und von dem
Abg. Wibel  bestritten worden, baß cs politisch sei, der For¬
derung oeS Staatkmiiüsteriums nachzugeben; er finde aber
gerade das Gegentheil, wenn er erwäge, daß Se . Königliche

Hoheit der Großherzog sich sehr gekränkt fühlen müsse, da¬
durch, daß, nachdem vom hochseligen Großherzog auf so viele
Rechte schon Verzicht geleistet worden, <nun noch weiter ge¬
griffen werden solle, in der Veränderung dessen, was ihm als
Ersatz der aufgegebenen Rechte zugesprochcn sei. Es liege in
der Natur der Sache, daß dieß dem Landtage nicht wohl aus¬
genommen werden würde, und er überlasse es der Beurthei-
lung eines Jeden, welchen Einfluß und welche Wirkungen
dieß auf das bestehende gute Derhältmß zwischen Fürst und
Volk haben werde.

Abg. Wibel:  Er wolle darauf aufmerksam machen,
daß wenn auch nicht nach geschriebenen Bestimmungen, doch
nach der allgemeinen constitutioucllen Praxis die Person des
Großhcrzogs nicht in die Debatte zu ziehen sei. Der Vor¬
redner habe gezeigt, daß er seinen Zwischenruf verstanden,
denn er habe später nur von dem Staatsministerium ge¬
sprochen.

Präsident:  Der Berichterstatterhabe auch nachdem
der Abg. Wibel  sich zum Wort gemeldet, abermals von dem
Großhcrzog gesprochen, waS er aber in dem vorliegenden
Falle durchaus nicht für inconstitutionell halten könne.

Der Antrag des Abg. Böckel kommt hierauf zuerst zur
Abstimmung und wird mit 34 gegen 7 Stimmen abgclehnt.

Es stimmten gegen  denselben die Abgg. :
Schmedes , Strackerjan I. , Strackerjan  II . ,

Stroorhvff , Sudendorf , v. Wedderkop , Zede-
lius  mit der Motivirung: insbesondere auch aus dem Grunde,
weil er den Gesichtspunkt als handele cs sich bei der in
Frage stehenden Vereinbarung um eine Belastung des Landes,
für gänzlich falsch halte; Alfs , Baricbrn , Becker,
v. Berg , Böker , Bothe , Bulling , Cronc , Driver,
Feldhus , Ferneding , v. Finckh , Folte , Frank,
Fuhrken , Goose , Janßcn , Kindt , Klävemann,
Lehmkuhl , v. Lützow , Morell , Nieberding , Noell,
Pancratz , Rösener , Rüder.

Für  denselben die Abgg. :
Willers , Wibel , AbelS , Böckel , Lüdbers,

Luerßen , Mölling.
Beurlaubt waren die Abgg. :

Bargmann,  und v. Münstser . Den Saal hatten
verlassen: die Abgg. : Hardt , Kaffen.

Dann wird der Antrag der Mehrheit zur Abstimmung
gestellt, und derselbe mit 33 gegen8 Stimmen angenommen.

Es stimmten für denselben die Abgg.:
v. Wedderkop , Zcdclius , Bar leben , Becker,

v. Berg , Böker , Bothe , Bulling , Crone , Driver,
Feldhus , Fcrnebing , v. Finckh , Folte , Frank,
Fuhrken , Goose , Janßen , Kindt , Klävemann,
Lehmkuhl , v. Lützow , Morell , Nieberding , Noell,
Pancratz , Rösener , Rüder , Schmedes , Srracker-
janl ., Strackerjan H. , Strodthosf , Sudendorf.

Gegen  denselben die Abgeordneten:
Wibel , Willers , Abels , Alfs , Böckel , Lüb-

bers,Lüerßen , Mölling.
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Beurlaubt waren die Abgg . :
Bargmann , v . Münster , Den Saal hatten ver¬

lassen die Abgg . : Hardt , Kasten.
Damit ist der Gegenstand erledigt , und man kommt zur

Berathung deS Berichts des Staatsguts - Ausschusses , betr.
die Bedeichung des Seefeld - Stollhammer Außengrodens.
Der Ausschuß hat hier die Anträge gestellt ! : 1) der Landtag
ertheile seine Zustimmung , daß aus den vorhandenen und
einkommcndcn Ablösungscapitalien und Kaufgetdern für ver¬
äußertes Staatsgut zur Bedeichung des Seefeld - Stollhammer
Außmgrodcns eine Summe von 128,000 Thlrn . verwendet
werde ; 2 ) der Landtag beschließe : ä ) der Landtag erklärt sich
mit der Ausführung des Projekts der Landfestmachung der
Oberahnischen Felder in der Richtung vom Scefelder Groden
nach dem großen Felde seinerseits im Allgemeinen einverstan¬
den ; b ) die Großherzogliche Staatsregierung wird ersucht,
zum Zw ck baldiger Ausführung des Projects der Landfest¬
machung der Oberahnischen Felder in der Richtung vom
Seefelder Groden nach dem großen Felde die noch erforder¬
lichen Verhandlungen baldigst stattsinden zu lassen , und wo
möglich schon beim nächsten Zusammentrelen des Landtags
demselben Alles vollständig vorbereitet zur weiteren Geneh¬
migung vorzulegen ; o) der Landtag erklärt sich damit einver¬
standen , daß gleichzeitig mit Den Bedcichungsarbciten vom
Seefelder Groden aus in der Durchschlagslinie — und als
Anfang des Turchschlags , wenn derselbe demnächst zur Aus¬
führung kommt — ein Werk angelegt werde , gebaut nach den
verschiedenen für den Durchschlag in Frage gekommenen Con-
structionen , soweit sie noch für zweckmäßig gehalten werden,
zum Zweck des Schutzes der neuen Bedeichung und der För¬
derung des Anwachses ; der Landtag ist der Ansicht , daß daS
Werk in einer Länge von 5000 Fuß anzulegen sei , und be¬
willigt zu dieser Anlage eine Summe von 10,000 Thlrn . aus
der Landescasse.

Abg . Fuhrken:  Mit der Sache und Oertlichkeit etwas
genauer bekannt , als er es von dem größer » Theil der Ver¬
sammlung voraussetzen könne , glaube er einigermaßen berufen
zu sein , die Vorlage der Regierung zu empfehlen . Die Be¬
deichung empfehle sich von selbst aus staaksökonvmischen Grün¬
den , der Kostenbetrag sei nur eine Auslage , welche in wenigen
Jahren mit reichlichen Zinsen wieder zu Haus kommen werbe.
Der Durchschlag sei allerdings einigermaßen ungewiß , wie
Ließ bei den meisten Wasserbauten der Fall sei , und doch
halte er ihn für eine gute Speculation . Die Jahde berge
nämlich , abgesehen von dem Verkehr , große Schätze Landes;
diesen  Schutz zu geben , scheine ihm möglich , wenn das
Geschick mit dem Glücke sich einigermaßen vereinige , und die¬
ser Zweck solle durch die Anlegung des Durschschlags erreicht
werden . Er glaube , daß dieses Project einen guten Erfolg
haben , und daß dieser Erfolg dann gewiß von großer Be¬
deutung sein werde . In jedem Falle würden die Kosten , die
man an den Versuch wende , nicht ganz weggeworsen , weil
dadurch der neue Deich sicher gestellt würde , deshalb seien
alto die Kosten für den Durchschlag zu empfehlen.

Berichlcrst . Klävemann:  Bon Sachverständigen , deren
Gutachten der Ausschuß darüber cingeholt habe , ob das im
Antrag 2o . beantragte Werk von 5000 Fuß Länge , auf die
spätere Ausführung des Durchschlags einen nachthciligen Ein¬
fluß haben könne , sei dieß verneint worden , dagegen seien
einige Besorgnisse dessenungeachtet nicht geschwunden , wegen
der Ungewißheit bei Wasserbauten . Diese Bedenken hätten
den Ausschuß veranlaßt , hier eine andere Fassung jetzt zu
beantragen , nämlich dahin , daß , wenn z. B . die Verhand¬
lungen mit dem Deichbande zu einem baldigen günstigen
Resultate führten , oder auch technische Rücksichten solches
wünschenswcrth machten , schon in diesem Sommer mit der
wirklichen Durchschlagung bis an die Oberahnischen Felder
verfahren werden könne . Es beantrage derselbe daher : „ Zum
Anträge unter 2e . am Schlüsse ist statt der Worte : „ der Land¬
tag ist der Ansicht — " bis aus der Landescasse " folgen¬
den Satz aufzunehmen : der Landtag genehmigt , daß auch
ferner auf die Landfestmachung der oberahnischen Felder un¬
mittelbar abzielendc Arbeiten in diesem Jahre noch vorgenom-
men werden , je nachdem es die Lage der Sache erfordert
oder zuläßt ; zur Verwendung auf die Ausführung des Ufer¬
werks , beziehentlich Fortführung der Durchschlags -Arbeiten
wird eine Summe von im Ganzen bis zu 15,000 Thlr . aus
der LandeScasse bewilligt ." — Diese Summe sei nämlich
nothwendig , weil sonst Beschränkungen in den Arbeiten könn¬
ten eintreten müssen , die möglicherweise nachtheilig werden
würden.

Abg . Wibel:  Nur die  großen Geldopfer seien wirk¬
lich erforderlich , welche dem Lande einen dauernden Nutzen
brächten , deshalb freue er sich , von dem vorigen Gegenstand
auf den vorliegenden überzugehen , wo die zu bringenden
Geldopfer mit dem zu erzielenden Nutzen in Berhältniß stän¬
den . Der Gedanke , die Oberahnischen Felder mit dem Fest¬
lande zu verbinden , habe gewiß Jedem schon lange vor Augen
geschwebt , welcher sich für das Wohl des Landes erwärmt
habe , und deshalb müsse man den Versuch machen , und dem
Landtage daran gelegen sein , der Regierung nicht hinderlich
zu sein , sondern ihre Pläne zu fördern . Er , der er selbst
gesehen , wie die anstürmende Fluth dem Lande soviel Scha¬
den stifte , habe stets den Wunsch gehegt , daß dies Unter¬
nehmen angegriffen werde , und habe daher alle Ursache , dem
Anträge des Ausschusses , welcher der Regierung freie Hand
lassen wolle , beizustimmen.

Abg . StrackerjanII . : Die Durchschlagung und Land¬
festmachung der Oberahnischen Felder , halte er für das zweck¬
mäßigste Unternehmen , welches man anfangen könne , und
für ungefährlich ; die einzige Gefahr sehe er nur darin , daß
dieselbe im Anfänge nicht kräftig genug in Angriff genommen
werde , und diese Gefahr werde dadurch vermieden , daß nach
dem Anträge des Ausschusses statt 11,000 Thlr . , der Regie¬
rung 15,000 Thlr . zur Verfügung gestellt werden sollten.

Abg . v . Berg:  Bei den Verhandlungen über die Ol¬
dorfer Hafcnanlage habe der Ausschuß nachgewiesen , daß
nur die damals beantragten 18,000 Thlr . aus Staalsmit-
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tcln entnommen werden könnten , ohne daß man nöthig habe,

zu außerordentlichen Finanzmaßregeln zu schreiten , im Uebri-
gen würden aber alle außerordentlichen Ausgaben durch An¬
leihen zu decken sein . — Mit dem Beschlüße nun , daß zu
dem in Frage stehenden so wünschenswerthen Werk , die
Summe von 15,000 Thlrn . verwendet werden könne , sei nun

noch nicht genügt , sondern cs dürfe auch der Beschluß hin¬

zuzufügen sein , daß , wie bei der Plöner Chaussee , dieStaats-
regierung autorisirt werde , bis zum Belauf der 15,000 Thlr.
die nöthigen Mittel durch eine Anleihe zusammen zu bringen.
Denn wenn in diesem Jahre noch etwas geschehen solle , so-

müsse dies bald geschehen , sonst seien die Materialien nicht
mehr herbei zu schaffen . Der Zweck des Landtages werde
nicht erreicht , wenn nicht bald angefangen und mir Sicher¬

heit auf die nöthigm Mittel gerechnet werden könne . Er
möchte daher den Zusatz beantragen : daß die Staatsregierung
ermächtigt werde , bis zum Belaufe von 15,000 Thlrn ., durch

eine Anleihe die Mittel herbeizuschaffen.
Bericyterst . Klävemann:  Der neue Ausschußantrag

habe diesen Zusatz anfänglich gehabt , der Ausschuß habe ihn

aber für überflüssig gehalten , weil es sich von selbst verstehe,

daß , wenn der Landlag die Summe einmal bewillige , er auch
die Deckung dafür schaffen müsse . Da aber von dem Staals-
ministerium Werth darauf gelegt werde , so könne er im

Namen des Ausschusses beantragen , daß der Zusatz hinter

dem Worte des Schlußsatzes des Antrages unter Le . „ bewil¬
ligt " — „ welche Ausgaben im Fall des Desicits nöthigenfalls

durch Anleihe zu decken sind ; " wiederhergestellt werde.
Abg . Schmedes:  Er Halle es für bedenklich , sofort

darauf einzugehen , daß eine Anleihe gemacht rperde , es sei

ja möglich , daß noch andere Deckungsmittcl vorhanden seien,
es lasse sich dies im Augenblick nicht übersehen , und deshalb
möchte er den Wunsch aussprechcn , baß der letzte Zusatz an

den Finanzausschuß gehe und von diesem geprüft werde . Bei

der Oldorfer Hafenanlage sei eine solche Anleihe allerdings
bewilligt worben , aber damals sei die Sache eilig gewesen.

Abg . Strackerjan  II . : Der Ansicht , daß , wenn der

Landtag eine Ausgabe bewillige , er auch demnächst im Budget

die Mittel dazu zur Verfügung stellen müsse , sei er allerdings,
er halte es aber nicht für wünschenswerth , für jede einzelne

, Ausgabe eine spezielle Anleihe zu bewilligen , sondern für rich¬
tiger , diesen Posten demnächst im Budget aufzunehmcn , wo
sich denn auch Herausstellen werde , wie die Summe von

15,000 Thlr . aufzubnngen sei. Er trage daher darauf an,

daß dieser letzte Zusatz getrennt von dem übrigen Anträge zur

Abstimmung komme.
Abg . Wibel:  Wenn der Abg . Schmedes  glaube,

die Sache sei hier nicht eilig , so irre er , der Bau sei wohl

eilig , aber nicht eilig die Anschaffung der Geldmittel . Er

stimme mit dem Abg . Strackerjan  überein , daß nicht für
jede Ausgabe sofort eine Anleihe zu bewilligen sei, die Staats¬

kasse werde wohl nicht so leer sein , daß man ihr die zum

Anfang nöthigen Mittel einstweilen nicht entnehmen könnte,

in der Voraussetzung , daß am Schluß der Berathungen des

Landtags , die erforderlichen Mittel doch angewiesen werden
müßten.

Berichterst . Klävemann:  Dieß hieße die Sache ver¬

zögern . Wenn in diesem Jahre noch angefangen werden
solle , sei es die höchste Zeit und wenn die Sache nicht bald
angegriffen werde , würden die ganzen Deicharbeiten darunter
leiden . Soviel sei gewiß , daß die gewöhnlichen Einkünfte der
Staatskasse die nöthigen Mittel nicht deckten , daß also An¬

leihen gemacht werden müßten , also solle man alle Schwie¬

rigkeiten , die sich entgegenstellen könnten , aus dem Wege
räumen und die Bewilligung der Anleihe doch unbedenklich
in Aussicht stellen.

Abg . Schmedes:  Er habe mcht gegen die Eile deS

Baues gesprochen , sondern nur hervorgehoben , daß er nicht
einsehe , warum der Landtag jetzt gleich eine Anleihe bewilli¬

gen solle , und er sei daher mit dem Abg . Strackerjan
ganz einverstanden . Daß eS so unzweifelhaft sei , daß eine

Anleihe gemacht werden müsse , wie der Abg . Klävemann

meine , glaube er noch nicht , cs gebe noch andere Deckungs-
mittel , als daß man Geld leihe,  dies werde sich finden.

Wenn der Landtag beschließe , daß mit dem Werke angcfan-

gen werden solle , so würden wohl soviel Mittel , um anzu-
sangen , in der Staatskasse vorhanden sein , und dann werde

später der Landtag beschließen , auf welche Weise das « och
Fehlende herbeizuschaffen sei.

Abg - Rüder:  Bei Gelegenheit der Oldorfer Hasenan¬
lage , von deren Zweckmäßigkeit er durchaus nicht durchdrun¬

gen gewesen sei , habe er sich erlaubt den Landtag aufzufor-

dern , mit -Vorsicht zu Werke zu gehen , bei der gegenwärtigen
Angelegenheit , von deren Zweckmäßigkeit er viel mehr über¬

zeugt sei , Hai « er es auch für nothwendig , zur -Vorsicht zu
mahnen . Er könne sich nur mit dem Abg . Strackerjan
dahin einverstanden erklären , daß man den letzten Satz nicht

annehmen solle , sondern dem Landtage es beim Budget über¬
lassen , wie die Deckungsmittcl zu schaffen feien . Wenn man

für jede einzelne Forderung gleich die Mittel aus Anleihen

bewillige , so nehme man an , daß das Defizit , welches die
Staatsregierung hingestellt habe , im Budget ohne Weiteres
angenommen werde . Dieß müsse sich aber erst finden.

Abg . Böckel:  Der Antrag sei nach seiner Ansicht in

der letzten Fassung unklar . Solle das Defizit eine Frage im
Staatshaushalt sein , so wäre es ein merkwürdiges Verfah¬
ren , wenn der Landtag hier bei einem unerheblichen Punkte
so nebenbei beschließen , wollte,  daß das Defizit durch eine

Anleihe zu decken sei. Man solle nun annchmen , es stelle

sich wirklich das Defizit heraus , und der Landtag beschlösse,
dasselbe durch Ausgaben von Papiergeld zu decken , so würde

für diesen kleinen Posten dann außerdem eine kleine Anleihe
zu machen sein.

Berichterst . Klävemann:  Ihm sei es zweifelhaft , ob
man an den Anfang des Werkes denken könne , wenn der

Nachsatz des Antrages nicht beschlossen werde , nachdem von

dem Ministerium darauf gedrungen sei , es wolle eine Ga¬

rantie dafür haben , daß , wenn ein Defizit da sei, die Dcckungs-
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mittel beschafft werden sollen . Weiter bezwecke der Zusatz
nichts , als daß von dem Landtage die Garantie wegen Ge¬
nehmigung zu einer Anleihe , falls keine andern Deckungsmittel
vorhanden seien , gegeben werde . Wenn nachher von dem
Finanzausschuß andere Deckungsmittel vvrgeschlagen würden,
so könne man diese dann immer noch wählen.

Bei der nun folgenden Abstimmung werden die Anträge
Nr . 1 -, 2s ., 2b ., 2e . in der von dem Ausschuß amendirken

Fassung angenommen , der von dem Ausschuß beantragte Zu¬
satz : „ welche Ausgaben im Fall des Defizits nöthigensalls
durch Anleihe zu decken sind " — aber abgelehnt.

Es kommt nun der dritte Gegenstand der Tagesordnung,
der Klävemannsche  Antrag , betreffend das an dieStaats-

regierung zu richtende Ersuchen wegen Vorlegung eines Ge¬
setzentwurfs , betreffend die Bestrafung etwaiger Beschädigun¬
gen des elektromagnetischen Telegraphen rc. zur Verhandlung.
Dieser Antrag lautet : „ Die hohe Staatsregierung wird er¬
sucht , zum Zweck möglicher Sicherstellung des zwischen Brake,
Elsfleth und Vegesack anzulegenden clectromagnetischen Tele¬
graphen einen Entwurf zu einem Gesetze wegen Bestrafung
etwaiger Beschädigung solcher Anlagen ausarbeiten zu lassen,
und diesen Entwurf dem Landtage noch während der gegen¬

wärtigen Diät zur Genehmigung vorzulegen . "
Abg . Klävemann:  Es sei bekannt , daß der optische

Telegraph auf der Linie zwischen von Bremerhafen über Brake
nach Bremen , die Concurrenz mit dem neuangelegten elektro¬
magnetischen Telegraph zwischen Bremen und Bremerhafen
nicht habe aushalten können , der optische Telegraph von
Brake nach Bremerhafen sei aber noch einige Zeit unterhalten
worden , indem man von Brake nach Bremerhafen optisch
und von Bremerhafen nach Bremen elektrisch telegraphirt
habe . Zn Folge des Verkaufs einiger Baulichkeiten , seien
aber nachher Schwierigkeiten entstanden , man habe daran
denken müssen , eine andere Verbindung herzustellen , und so
habe sich in Brake und Elsfleth eine Gesellschaft gebildet , um
einen elektrischen Telegraphen nach Vegesack anzulegen zum
Anschluß nach Bremen , wie nach Bremerhafcn . Die Bremer
Gesellschaft , welche jetzt dort keine Station habe , wolle in
Vegesack ein Bureau errichten , und bedürfe dazu , um Pfähle
einzugraben und die Drähte zu leiten , auf ^ Stunde Han¬
noverschen Gebietes , allerdings noch der Genehmigung der

Hannoverschen Regierung , eS stehe aber die Ertheilung der¬
selben nicht in Zweifel , da sie auch immer erfolgt sei. Sobald
aber diese Genehmigung crtheilt sei , werde die Sache sofort
in Angriff genommen werden , und noch diesen Sommer zu
Stande kommen können . Da sei es denn nothwendig , daß

diesem Unternehmen ein gesetzlicher Schutz gegeben werde , das
Gesetz gegen Beschädigung fremden Eigenthums reiche da nicht
aus , und passe nicht ; in allen Landern , in denen man elek¬
trische Telegraphen angelegt habe , sei man , weil diese eines
besondern Schutzes bedürften , mit solchen Gesetzen vorgcgan-
gen ; bis zum nächsten Landtage könne mit diesem Gesetze
nicht gewartet werden , eine Vereinigung darüber zwischen
Landtag und Staatsregierung sei aber wünschenswerth , damit

die Staatsregierung nicht nach Art . 137 . des Staatsgrund¬
gesetzes zu verfahren brauche ; mit der Publikation des Gesetzes
könne dagegen gewartet werden , bis der Bau in Angriff ge¬
nommen würde , und deshalb empfehle er diesem Anträge bei¬
zustimmen.

Der Antrag deS Abg . Klavemann  erhält die Geneh¬
migung der Versammlung . — Man geht zum 4ten Gegen¬
stand der Tagesordnung : der Fortsetzung der Verhandlung
über den Bericht , betr . die Regulative der Geschäftskosten
über . Es kommt zunächst der Pancratzsche  Antrag : —
„der Landtag wolle beschließen : daß in den Fällen , wo zu
einer Position des Budgets und Regulativs verschiedene An¬
träge vorliegen , Anträge der Staatsregicrung und davon ab¬
weichende Anträge des Ausschusses , zuvor die Anträge des
Ausschusses vor den Anträgen der Staatsregierung , also vor
der Position im Budget , wie diese die Regierung Vorschläge,
zur Abstimmung kommen möchten , daß aber bei den Aus¬
schußanträgen , falls mehrere zu derselben Position vorliegen,
in der Weise verfahren werde , wie von dem Abg . Rüder
beantragt worden ist , daß nämlich die höhere Summe zuerst
zur Abstimmung gebracht , und dann zur geringeren Summe
herabgestiegen , daß mithin der in der Geschäftsordnung auf¬
gestellte Grundsatz verlassen werde , — zur abermaligen Ab¬
stimmung , da sich in der vorigen Sitzung Stimmengleichheit
bei der Abstimmung ergeben hatte . — Der Antrag wird ab¬
gelehnt , und es bleibt daher bei der Regel der Geschäfts¬
ordnung.

Die Anträge Nr . 37 . u . 38 . des Ausschusses werden an¬
genommen.

Abg . v . Berg  zu den Anträgen 39 . u . 40 . des Aus¬
schusses . Der Ausschuß habe die Genehmigung der für die
Oberschulbehörde geforderten 500 Thlr . abgelehnt und statt
dessen für daS Consistorium einen Geschäftskostenaufwand von
325 Thlrn . ausgenommen , welcher in der Anlage 8 . zu 390
Thlr . berechnet gewesen wäre . Da die Oberschulbehörde aber
jeden Augenblick in das Leben gerufen werden könne , und
dieß auch beabsichtigt werde , so scheine es ihm richtiger , daß
man für diese eine Summe in Aussicht nehme , als für bas
Consistorium , welches nicht lange mehr bestehen werde . Der
Anschlag für das Consistorium sei auf 390 Thlr . gerichtet
gewesen , weil man aber davon ausgegangen wäre , daß die
Oberschulbehörde in einem weiteren Kreise wirksam werden
würde , so habe man für diese 500 Thlr . beansprucht , und
er glaube , daß der Anschlag richtig sei. Er mache darauf
aufmerksam , daß die Anlage L . mit vieler Sachkenntniß aus-
gearbcitet sei , daß der Ausschuß die Anschläge derselben selbst
vielfach zu niedrig gefunden habe , und darum möchte er auch
dem von der Regierung gestellten Antrag , für die Oberschul¬
behörde 500 Thlr . in das Regulativ auszunehmen , das Wort
reden.

Abg . Böckel:  Dem müsse er vollständig beistimmen,
und die Mitglieder des Landtags ersuchen , wo sie in der Lage
seien , etwas von der neuen Organisation in naher Aussicht
zu haben , diese Kosten für die Oberschulbehörde in das Re-
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gulativ aufzunehmen , und flicht das Land dadurch in Trauer
zu versetzen , daß noch Geschäftskosten für daS Consistorium
ausgenommen würden . Die Einrichtung einer neuen Ober¬
schulbehörde sei so sehr der allgemeine Wunsch des Landes,
daß man gegen denselben handeln würde , wenn man nach
dem Willen des Ausschusses verführe.

Berichterst . v . Finckh:  Der Ausschuß werde sich nicht

gerade widersetzcn , wenn der Landtag beschließen wolle , den
Satz von 500 Thlrn . für die Oberschulbehörde aufzunehmen.
— er habe dieß aber nicht Vorschlägen können , um das an¬

genommene und consequent befolgte Prinzip zu wahren , sich
bei dem Regulative  an das Bestehende zu halten , und
dir Zukunft Gott zu überlassen . Die Oberschulbehörde bestehe
aber noch nicht , und deshalb gehöre sie nur in das Budget.
Das Consistorium bestehe aber noch , und deshalb habe der
Ausschuß dasselbe nicht weglassen dürfen , und da habe er
ihm zwar den höchsten bisherigen Zahresbcdarf zugetheilt , aber
nichts hinzugesetzt , weil er ihm eine längere Zukunft nicht geben
zu können glaube.

Die Anträge Nr . 39 . und 40 . deS Ausschusses erhalten
die Genehmigung der Versammlung.

Zu Antrag Nr . 41 . bemerkt Abg . Mölling,  daß cS
ihm gerathcner erscheine , und er deshalb beantragen möchte,
die Anträge Nr . 41 ., 42 ., 43 . und 44 . , welche das Gymna¬
sium zu Oldenburg , die Schule zu-, Jever , das Gymnasium
zu Vtchia und das Schullehrer - Seminar beträfen , zusam¬
men zur Berathung zu stellen , wie dieß in der letzten Sitzung
mit den Landgerichten geschehen sei , da diese Anstalten noch
in näherem Zusammenhang stünden . Er glaube , daß , wenn

diejenigen Abgeordneten sich da aussprächen , welche gerade
Localkenntnissc von den einzelnen Schulanstalten hätten , daß
dann leichter ermittelt werden könne , wie eine den Verhält¬
nissen entsprechende Normirung der Geschäftskosten bei jeder
einzelnen Schule stattsinden könne , und daß man durch eine
solche gemeinschaftliche Berathung eine leichtere Uebersicht ge¬
winnen werde.

Dem -Wunsche des Abg . Mölling  gemäß , werden die

oben genannten Anträge zusammen zur Berathung gestellt.
Abg . Mölling:  Wesentlich könne er nur für die Schule

zu Jever sprechen.
Der Ausschuß habe die Geschäftskosten für die Schule

zu Jever nach dem Durchschnittsbetrag derselben in den Jah¬
ren 1819 — 52 festgestellt , und dann noch eine Kleinigkeit

hinzufügt . Er müsse bemerken , daß hier offenbar einige fak¬
tische Unrichtigkeiten staltfänden , welche sich dadurch erklären
ließen , daß der Ausschuß mit den speziellen Verhältnissen der
Schule nicht bekannt sei. Wenn von einem Lurchschnitts¬

betrage die Rede sein solle , so müßten die Ausgaben von
jedem Jahre , welches zum Durchschnitt genommen würbe,

alle dagewcsen sein , dieß sei aber nicht der Fall . Hier sei
z. B . zuerst die Bibliothek angenommen mit 50 Thlr . Gold;
so viel er wisse , seien für dieselbe bestimmte Revenuen sestge-
stellr , die Summe dafür sei also feststehend , also keine durch¬

schnittliche ; dann kämen die Schulprogramme mit 30 Thlr . ;

diese hätten allerdings bei der Schule zu Jever existirt , wä¬
ren aber früher von den Abiturienten bezahlt worden , und
zv Beseitigung dieses Uebelstandes sei erst jetzt angeordnet
worden , daß diese Kosten aus der Schulkasse bezahlt werden
sollten ; ferner ständen da ocr physikalische Apparat mit 40
Thlr . Gold , aber auch diese 40 Thlr . hätten erst später sich
so gestellt ; dann 62 Thlr . für Feuerung . Hier wisse er be¬
stimmt , daß diese Feuerung nicht aus der Schulkasse früher
bestritten worden sei , sondern eS habe in Jever der Uebel-

stand obgcwaltet , daß die Lehrer für Heizung ihrer Klassen
selbst hätten sorgen müssen ; um diesen Uebelstand zu beseiti¬
gen , hätte daS Consistorium verfügt , daß die Feuerungskosten
aus der Schulkasse zu entnehmen seien , und die Kinder säßen
wenigstens etwas wärmer . Dann folge der Schulprovisor
mit 4-' /2 Thlr . , der Schulwärtcr mit 45 Thlr . Gold , auch
hier wisse er , daß die Summe von 45 Thlrn . erst vor 1 ' /,
oder zwei Jahren ausgeworfen sei , dann kleine Ausgaben 30
Thlr . , die möchten da gewesen sein . Man sehe aber aus alle
dem , daß ein Durchschnittsertrag der Jahre 1849 — 52 nicht
angenommen werden könne . Die Sraatsregierung sei nun
davon ausgegangen , daß die letzte Verausgabung 272 Thlr.
16 Gr . betragen , und habe so viel zugelegt , daß jetzt 350
Thlr . an Geschäftskosten verlangt würden , der Ausschuß be¬

willige dagegen nur 300 Thlr . Er könne unmöglich glau¬
ben , daß die Geschäftskosten für diese Schulanstalt so karg
zugemeffen seien, , wie eS von dem Ausschuß , aber auch von
der Staalsregierung geschehen sei , und er habe die einzelnen
Sätze für daö Gymnasium zu Oldenburg mit denen der

Schule zu Jever deshalb verglichen . Die Schule zu Olden¬
burg sei mit 839 Thlrn . 45 gr . veranschlagt , und er finde
dabei folgende Sätze : Für Schulprvgramme in Oldenburg 50
Thlr . , in Jever dagegen nur 30 Thlr . Dafür sehe er keinen
Grund , die Druckkvsten würben an beiden Orlen dieselben

sein , und die Erlassung der Programme eben so oft geschehen
müssen . Dann sei der physikalische Apparat in Oldenburg
mit 67 Thlr . 36 gr . , in Jever dagegen mit 40 Thlr . ange¬
setzt. Er wisse aus den Klagen des jetzigen Lehrers der Ma¬
thematik , wie gering derselbe diesen Zuschuß von 40 Thlrn.

erachte , und wie er dringend wünsche , daß eine Erhöhung
dieser Summe geschehen möge , und in dieser Beziehung glaube
er , baß die Schule zu Jever mit der zu Oldenburg in glei¬
chem Verhältniß stehe . In Oldenburg seien dann allerdings
für die Schulbibliolhek nur 28 Thlr . , in Jever dagegen 50
Thlr . ausgejetzt . Wenn irgend ein Bedürsniß bei der Schule
zu Oldenburg dafür da wäre , würde er auch für diese Summe
für Oldenburg stimmen , er glaube aber , daß ein bedeutender
Unterschied darin liege , baß in Jever keine andere bibliothe¬

karische Anstalt , in Oldenburg dagegen die Staatsbibliothek
sei. Ferner seien in Oldenburg 22 Thlr . für Musikalien aus¬

gesetzt , in Jever dagegen nichts . Jever sei auch ein musika¬
lischer Ort , die Jugend beschäftige sich auch dort gern mir
Musik , wenn man also für Oldenburg etwaö thue , so habe
die Schule zu Jever ein gleiches Recht . Dann kamen bei

der Oldenburger Schule 40 Thlr . für Ferienlcctionen , für
20I
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Jever nichts . So viel er wisse , müßten die Lehrer in Zever
die Fericnlectionen gratis geben , der frühere Lehrer an dieser
Schule , der Abg . Böckel , werde dieß bestätigen können , und
die Lehrer hätten oft darüber geklagt , daß sie dieß gratis

thun müßten . Wenn nun in Oldenburg eine bestimmte Summe
auSgeworfen sei , so müsse man den Lehrern in Zever eine
Vergütung dafür geben . Dann komme bei Oldenburg Zeich-
yenapparate 28 Thlr . , bei Zever nichts . Dieser Zeichnen¬
unterricht sei auch für die Schule zu Jever ein dringendes

Bedürfniß , und er müsse dabei besonders hervorheben , wie
in Aussicht stehe , daß die Schule zu Jever zu einem Ge-

sammtgymnasium erweitert werde , welches nicht allein ge¬
lehrte Bildung , sondern auch Realwissenschaften umfassen solle,
und bei einer solchen Anstalt müsse nothwendig auf den Zeich¬
nenunterricht Rücksicht genommen werden ; das Bedürfniß dar¬
nach sei aber auch jetzt schon vorhanden . Weiter finde er für
Oldenburg 80 Thlr . für die Turnanstalt ausgeworfen , für
Jever nichts . So viel er wisse sei in Jever auch eine Turn¬

anstalt , das Stundengeld für den Turnunterricht werde aber
von den Aeltern bezahlt . Werde nun die Turnanstalt zu Ol¬

denburg als eine Staatsanstalt betrachtet , so müsse jedenfalls
für Jever auch eine bestimmte Quote ausgefeht werden . Für
Tinte bei der Oldenburger Schule 10 Thlr . , für Jever nichts,
in Jever müßten die Schüler ihre Tinte selbst bezahlen , doch
der Gegenstand sei unbedeutend . Dann komme die Feuerung
für Oldenburg mit 100 Thlrn . , für Jever mit 62 Thlrn.
Damit werde man in Jever nicht auskommcn , man habe

erst einen Versuch vor sich , dieser habe 36 Thlr . bereits ge¬
kostet , und unter 70 Thlr . werde die Feuerung nicht zu be¬
streiten sein . Dann seien ausgeführt für Oldenburg : zur Dis¬
position des Rectors 28 Thlr . , Fixum des säv . piar . esus -r-
rum 40 Thlr . , Schulprovisvr 71 Thlr . sin Jever 4 Thlr.

36 gr . ) , Baukosten und Abgaben200Thlr . , für Zever nichts.
— Dem Ministerium sei bekannt , daß die Stadt Jever die
Baukosten für die Schule gegenwärtig selbst trage , es habe
aber dieselbe diese Pflicht nicht schriftlich anerkannt , cs existire
keine Verpflichtung dafür , factisch trage sie aber diese Kosten.
Er halte nurr dafür , daß , wenn eine Schule Staatsanstalt
sei , der Staat auch diese Kosten zu übernehmen habe , er
halte dieß für um so billiger , als die Gemeinde Jever mit
einer großen Last - von Cvmmunalabgaben , welche immer mehr

zunehme , beschwert sei. — Sonstige , Ausgaben seien bei Ol¬
denburg mit 20 Thlrn . , bei Jever mit 30 Thlrn . angesetzt;
diese 10 Thlr . , welche Jever mehr habe , wolle er gern strei¬
chen , wenn der Landtag bas klebrige bewillige . — Er glaube
überhaupt nicht , daß , man bei solchen Anstalten sparen wolle
und solle . Man könne , aber gewiß nicht in Abrede stellen,
daß der . Kreis Jever eine der Seelen in der Oldenburgischen
Krone sei, , nach seinem Lage zwischen dem Meer und der
Jahde , nach der Fruchtbarkeit seines Bodens , nach der Schwere
der Steuerlast , die er für die Staatskasse aufbringe ; man
wisse , daß die Einverleibung des KreiseS Jever diesem Lan-
deStheil bisher wenig Segen gebracht habe , er wolle darüber
Niemand einen Vorwurf machen , aber er hoffe , daß bald ein

Anfang gemacht werde , die Hoffnungen , welche der Kreis

Jever gehegt , zur Gewißheit werden zu lassen . Die Wich¬
tigkeit der Jcverschen Schule werde aber Niemand verkennen.
Diese Anstalt sei eine fürstliche Stiftung aus der Mitte des
16ten Jahrhunderts , die hohe fürstliche Stisterin habe die

Absicht gehabt , eine große schöne Anstalt zu errichten , sie
habe die Schule durch Verpfändung der LandeSdomainen ge¬
sichert , sic sei aber während der Ausbildung des begonnenen
Werkes gestorben , und ihre Nachfolger hätten nicht in ihrem
Geiste fortgearbeitet . Man wisse aber , daß die Schule den¬
noch alle Kämpfe bestanden , daß sie Männer gebildet habe,
welche sich nicht blos oldenburgischen , sondern europäischen
Ruf errungen hatten . — Die Stiftung sei aber verbrieft,
und demnach müsse man auch dieser Schule dasselbe Recht,
dieselbe Billigkeit widerfahren lassen , wie den übrigen Schu¬
len . — Er könne hier allerdings nicht für Oldenburg spre¬
chen , er würde aber denselben Grundsatz practisch zu machen
suchen , für das Gymnasium zu Oldenburg , für das zu Vechta,
und für das Seminar , wenn die nöthigen Aufklärungen ver-
thcilt würden , müsse aber der Versammlung dringend an das
Herz legen , diesen geringen Satz für Jever zu erhöhen , da¬
mit bei der sicheren Erweiterung der dortigen Schule eini¬
germaßen die Bedürfnisse derselben befriedigt werden könnten,
und weise er noch darauf hin , daß , wenn diese Erhöhung
in das Regulativ nicht ausgenommen würde , es nachher
schwer halten werde , die nöthigen Mittel zu erhalten . Nach¬
dem er nun einen Ucberschlag gemacht habe , stelle er den
Antrag : „ statt der von dem Ausschuß beantragten 300 Thlr.
— 650 Thlr . zu bewilligen . " Unter diesen 650 Thlrn . habe
er die Baukosten mit 200 Thlrn . berechnet , weil im Ganzen
die Räumlichkeiten in Jever eben so groß seien , als in Ol¬

denburg . Für den Fall aber , daß die Versammlung auf
Grund des Besitzstandes der Baukosten Bedenken tragen
sollte , diesem Anträge zuzustimmen , stelle er den eventuellen
Antrag : daß doch 500 Thlr . bewilligt würden . Unter diesen
500 Thlrn . , sei das Bedürfniß eines Gymnasiums , wie des
Jcverschen , nicht zu bestreiten . Durch die Bewilligung sei
die Verausgabung noch nicht geschehen . Er glaube aber,
daß das Gedeihen dieses Instituts dadurch gefördert werde,
daß man diesem früher viel zu sehr verkannten und vernach¬
lässigten Institut unter die Arme greife.

Abg . Driver:  Auch für das Gymnasium zu Vechta
möchte er dasselbe in Anspruch nehmen wie der Vorredner.

Auch für dieses seien- die Kosten im Etat zu niedrig veran¬
schlagt , im Vergleich zu Oldenburg und Jever . Es befinde
sich bei dem Etat für das Gymnasium zu Vechta keine Posi¬
tion für Schulprogramme , keine für Feuerung , welche jährlich
70 Thlr . betragen , die Schüler hätten beides aus eigenen
Mitteln zu bestreiten . Es seien dann allerdings 5 Thlr . für
Aufwartung ausgesetzt , die Kosten betrügen aber weit mehr,
und die Schüler hätten den Mehrbetrag zu decken . In Be¬
treff eines physikalischen Apparats sollten allerdings in zwei
Jahren zusammen 200 Thlr . verausgabt werden , cs befinde
sich aber im Etat keine Position zur ferneren Unterhaltung



desselben . Mit der Ausgabe für das Schulgebäude verhalte

es sich eben so wie bei Jever , die Statt Vechta habe die

Baulichkeiten bisher unterhalten müssen . Für Musikalien,

Bibliothek , Ferienlectionen , Zeichnenapparat , Tinte , zur Dis¬

position des Rectors , für alle diese Ausgaben finde sich bei

Vechta nichts . Ueberhaupt fei das Salair der Lehrer so

dürftig , daß er bitten müsse , dieser Schule mehr Aufmerksam¬

keit zuzuwenden . Im Allgemeinen glaube er, daß wenn auch

daS Gymnasium zu Vechta dem Oldenburger nicht ganz gleich

gestellt werden könne , daß es doch mit dem zu Jever gleich

gestellt werden müsse , eS seien jährlich 60 — 70 Gymnasiasten

da , und dies beweise gewiß die Nothwendigkcit desselben . Er

stelle daher den Antrag : ebenfalls wie bei Jever , die im An¬

träge Nr . 43 . für die Schule zu Vechta beantragten 300

Thlr . auf 500 Thlr . zu erhöhen.

Berichterst . v . Finckh:  Damit , daß man bei Schul-

anstaltcn nicht knickern dürfe , sei er einverstanden , es frage

sich nur , wie weit  man gehen wolle , und zwar bei der

Normirung  gehen wolle ? Daß auch der Ausschuß jener

Ansicht gewesen sei , dicS bewiese die verhältnißmäßig weit

größere Erhöhung der Anschläge bei diesen Anstalten , als bei

jedem anderen Geschäftszweig , welche von dem Ausschuß vor¬

geschlagen sei. Denn es sei ein ganzes ' /Z dem höchsten

Bcdarfe zugelegt worden . Wolle man nun , ohne zu ver¬

suchen , wie weit man mit dieser erheblichen Mehrbewilligung

komme , noch weiter gehen als der Ausschuß , so werde er

selbst zwar nicht dafür stimmen , doch werde es ihm auch nicht

gerade unangenehm sein . Aber auch in der Liebe möge man

Maß halten , nicht zu viel auf einmal geben , und bedenken,

daß man aus einem Beutel gebe , der nicht der eigene sei.

Die von den Vorrednern aufgestellten Berechnungen  litten

übrigens zum Thei ! an großen Mängeln . Es wäre die für

Oldenburg ausgesetzte Summe mit der allerdings etwas

mageren Spezifikation der beiden anderen Schulen verglichen,

und hinzugesetzt worden : die und die Ausgabe steht nicht in

unserem Voranschläge wie bei Oldenburg , die müssen bei

uns die Schüler selbst bezahlen , die muß unsere Stadt be¬

zahlen u . s. w . — Darauf müsse er entgegnen , daß dies

ziemlich auf eins herauskomme , denn in Oldenburg müßten

die Schüler  so etwas auch bezahlen , aber sie bezahlten

nicht die einzelnen Pöste , sondern im Ganzen , nämlich durch

ein höheres Schulgeld.  Wenn dagegen der Sradt  rc.

die Erhaltung der Gebäude obliege , so sei man nach seiner

Ansicht nicht befugt , diese Kosten ihr abzunehmen und aus

die Land escasse  zu legen . — Ferner wäre der Zuschnitt

für Jever so gemacht worden , als ob es schon ein Gesamml-

Gymnasium sei,  welches es doch erst werden  soll , und in

Folge dieser  Annahme gesagt worden , daß es mehr ge¬

brauche . Die Zukunft  habe man aber nicht jetzt zu nor-

miren , sondern bis dahin zu warten . Er gebe zwar zu , daß

für Schulprogramme  weder zu Jever noch zu Vechta bis

jetzt etwas ausgegeben sei , aber für Aufwärter und die

physikalischen Apparate  seien in Jever Ausgaben vor¬

gekommen , und zwar für letztere zum Theil sogar noch

höher als sie jetzt ausgeworfien seien , einmal -nämlich mit 123

Thlr ., « elche zum Theil freilich ein Geschenk deS Großbe »«

zogs gewesen seien . — Wenn man übrigens weiter gehen

wolle als der Ausschuß , so fände er . das Verlangen Veckta ' S

wenigstens  eben so gerechtfertigt , als das Jcver ' s . (Zuruf

des Abg . Mölling: „einverstanden " .) Denn der Vechtaer

Schule erkenne er viel mehr die Berechtigung zu , als ein

G ymnasium  fortzubestchcn , als der Jeverschcn . In Jever

müßte nach seiner Ansicht , wenn nicht Stiftungen u . s. w.

entgegenständen , eigentlich gar kein Gymnasium sein , sondern

nur eine höhere Bürgerschule , die dem dortigen Bedürfnisse

viel besser entsprechen würde.

Bevor zur Abstimmung geschritten wird , bemerkt Abg.

Mölling:  Da er in den 650 Thlr . die Baukosten mit

eingerechnet habe , und auch von Seiten der Schule zu Vechta

kein höherer Antrag gestellt worden sei , als auf 500 Thlr .,

so wolle er seinen Hauptantrag zurückziehen , und nur dm

eventuellen Antrag auf 500 Thlr . stellen.

Die Anträge Nr . 41 . des Ausschusses , der Verbesse-

rungsantrag des Abg . Mölling  zu Nr . 42 ., der Verbesse¬

rungsantrag des Abg . Driver  zu Nr . 43 ., die Anträge deS

Ausschusses Nr . 44 . und 45 . werden hierauf angenommen.

Abg . v . Berg  zu Antrag Nr . 46 . und 47 . : Der Aus¬

schuß habe hinsichtlich der Geschäftskosten der Aemter Eutin

und Schwartau eine Streichung vorgcnommen , indem er der

Ansicht gewesen sei , es werde für die Transportkosten mit

300 Thlr . genügt werden , während 360 Thlr . von der

Staatsregierung gefordert seien . So wie er nun die Ver¬

hältnisse kenne , werde es nicht möglich sein , dort mit 300

Thlr . Pferde zu erhalten , die Beamten würden daher aus

ihrer Tasche zuschießen müssen . Die Summe von 360 Thlr.

sei nach den in Lübeck bestehenden Verhältnissen gegriffen,

und deshalb beantrage er statt der von dem Ausschuß vor¬

geschlagenen 4200 Thlr ., 1320 Thlr . zu bewilligen.

Abg . Rüder:  Im Ausschußbericht sei gesagt : es sei

den jetzigen Amtleuten zugesichert worden , daß wegen des

FuhrlohnS dieselbe Einrichtung getroffen werden solle , wie in

Birkenfeld . Bei der Berathung des Birkcnfeldcr Budgets

habe man den dortigen Beamten 500 fl. für Transportkosten

ausgesetzt , 300 Thlr . seien aber schon 525 fl ., also scheine

eine Veranlassung , weiter zu gehen als der Ausschuß , nicht

vorzuliegen.
Berichterst . v . Finckh : Der Ausschuß  habe die

Sache nur so aufgefaßt , daß eine solche Einrichtung  der

Transportkosten garantirt sei , die Summe  derselben aber

nach den lokalen Verhältnissen bemessen werden solle . — Der

Ausschuß habe übrigens Len Voranschlag der Transportkosten

der Aemter pro 1853 und 54 vor Augen gehabt , wo für

Eutin nur 200 Thlr . ausgeworfen wären , mit 300 Thlr.

also reichlich angeschlagen , zumal da das Mitglied des Aus¬

schusses aus Eutin sich dahin aussprochen habe , daß mit

300 Tblr . sich alles werde bestreiten lassen.

Die Anträge des Ausschusses Nr . 46 . , 47 ., 48 ., 49 . ,

50 ., 51 ., 52 . werden hiernächst angenommen.
20 *
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Abg. v. Berg  zu Nr. 53. : Daß die Voraussetzung
deS Ausschusses richtig sei, könne er nicht finden, und glaube
daher, daß die geforderten 360 Thlr. stehen bleiben müßten.
Der Ausschuß sage unter 8. Forstwesen: «Da nach der
bestehenden Einrichtung nur der eine von den drei Distrikts¬
förstern ein wirkliches, etwa auf 80 Thlr. anzuschlagendes
Fouragegeld bezieht, die beiden anderen statt desselben aber
--Dicnstland" haben, die Sache auch so in dem Etat aufge¬
führt steht, der dem Provinzialrathe vorgclegt war, so glaubt
der Ausschuß hier nur 80 Thlr. auswerfm zu können."
Nach dem Regulative für die Gehalte heiße es: drei Distrikts-
Vorstände mit 700—900 Thlr. Gehalt, außerdem sollen aber
noch die Fouragegelder veranschlagt werden, weil diese nicht
mit zu dem Diensteinkommcn zu rechnen seien, weil dieS eine
Ausgabe sei, welche den Forstbcamten zu vergüten wäre. Er
glaube daher, daß auch die Fouragegelder für die Dienst¬
pferde der drei Distriklsbeamten mit 360 Thlr. aufzuneh¬
men seien.

Berichters!, v. Finckh:  Dem Ausschuß sei es nicht in
den Sinn gekommen, die Fouragegelder den Distriktsvorstän-
den entziehen zu wollen, nach der jetzigen  Einrichtung hätten
sie aber Land dafür. Es wäre ihnen nämlich die Nutzung,
der Ertrag dieses Landes als Fouragegeld gegeben. So¬
bald  dieses geändert werde, werde besonderes Fouragegeld
zu geben sein, denn, Fouragegeld oder Ersatz dafür müßten
die Leute auf jeden Fall haben.

Die Anträge des Ausschusses unter 53., 51., 55., 56.,
57., 58., 59., 60., 61., 62., 63., 61. erhalten hierauf die
Genehmigung der Versammlung, und es ist dieser Gegenstand
damit erledigt.

Man geht zum 5. Gegenstand der Tagesordnung, dem
Bericht des Finanzausschusses, betreffend den Nest einer älte¬
ren unverzinslichen Schuld des Fürstcnthums Lübeck, über.
Der Ausschuß ist in Beziehung auf diesen Gegenstand ver¬
schiedener Ansicht. Die Abgg. Bulling,Feldhus , Fuhr-
ken , Schmedes  beantragen unter Nr. 1. : „der Landtag
wolle die fragliche Restschuld von 16,320 Thlr. Oldenb.
Eour. als dem Hcrzogthum Oldenburg zustehend in Anspruch
nehmen und dem Budget des Herzogthums überweisen;" —
die Abgg. Barleden , v. Finckh , Kindt , Stracker-
jan H. dagegen stellen den Antrag unter Nr. 2. : „derLand¬
tag wolle bewandten Umständen nach unter der Bedingung,
daß Seine Königliche Hoheit der Großherzog aus seine
etwaigen Ansprüche zu Gunsten des Fürstenthums Lübeck
Verzicht leiste, seine Zustimmung aussprechen, daß auch von
den etwaigen Ansprüchen des Herzogthums Oldenburg abge¬
sehen werde und die StaatSregierung ersuchen, sich damit
einverstanden zu erklären."

Abg. Rüder:  Aus den Mittheilungen, die dem Land¬
tage gemacht worden seien, und aus den Besprechungen mir
dem Manne, der zur Zeit, wo die Schuldentilgungsregulirung
stattfand, in diesem Departement gewesen, habe er die feste
Ueberzeugung gewonnen, daß der Herzog Peter Friedrich
Ludwig, wie auch der selige Großherzog, die Angelegenheit

als Privatsache behandelt hatten, mir dem Unterschied, daß
der Herzog Peter Friedrich Ludwig die Forderung, welche er
sich beilegte, seinen Enkeln bestimmt habe, wobei er vielleicht
den Vorbehalt gehabt hätte, daß er, wenn die Lage deS
Fürstenthums Lübeck dasselbe ferner als hülfsbedürftig er¬
scheinen lasse, er davon absehen wolle, das Geld wieder zu
fordern, und vielleicht habe er damit die Schenkung an seine
Enkel beurkunden wollen. Es habe nun die Sache, als der
selige Großherzog zur Regierung gekommen sei, unerledigt
gelegen, dieser habe denn seine Forderung gegen das Fürsten¬
thum Lübeck geltend gemacht, was seiner Zeit in Eutin sehr
überrascht habe. — Die Lage der Sache sei nun nach seinem
Erachten folgende. Es frage sich zuerst, ist diese Forderung
eine gerechte Forderung der Großherzogi. Familie, und wenn
dies nicht, ist es dann eine gerechte Forderung der Oldcn-
burgischen Kammerkasse? — Er sei geneigt die erste Frage
zu bejahen und zu glauben, daß, wie damals die Verhält¬
nisse gewesen, wo der Herzog das Recht sich beilegen durfte,
eine Summe aus der Kammerkasse in sein Privatvermögcn
herüberzunehmen, cs eine Privatforderung des Herzogs ge¬
wesen sei. Jedenfalls könne das Geld zur Oldenburger
Kammerkaffe rechtlich nicht wieder zurückgefordertwerden, es
sei einmal definitiv verausgabt, und das Einzige, waS dage¬
gen sprechen könnte, sei eine flüchtige Randbemerkung, welche
der Herzog Peter Friedrich Ludwig bei einem der Berichte
gemacht habe. Sei nun die Sache so, daß die Olkenburgi-
sche Kammerkasse keinen Anspruch hätte, sei eS die Absicht
des Herzogs nicht gewesen, das Geld an die Kammerkasse
zurückzuweisen, welche Absicht dadurch deutlich von ihm an
den Tag gelegt worden sei, daß er die Zahlungen an seine
Gutskasse leisten ließ, so meine er, daß man bei der Zweifel¬
haftigkeit der einen Frage und bei der Unzweifelhastigkeitder
anderen Frage, es nur dankbar acceptiren müsse für den
Staat Oldenburg, wenn der Grvßherzog erkläre, daß er
keinen Anspruch an das Fürstenthum Lübeck machen wolle.
Deshalb glaube er, daß man dem Theile des Ausschusses
bcitreten müsse, welcher diese Forderung für zweifelhaft erklärt
habe, und deshalb Ansprüche von Seiten der HerzogthumS
Oldenburg nicht machen wolle.

Abg. Klävemann:  Er müsse doch anderer Ansicht
sein, als der Vorredner. ES sei einigen Mitgliedern des
Ausschusses und auch dem Vorredner zweifelhaft gewesen,
wer als Gläubiger der Schuld von Lübeck anzusehcn sei, ob
der Großherzog oder das Herzogthum Oldenburg. Von der
einen Seite des Ausschusses sei vorgeschlagcn worden, baß
man wegen dieser Zweifelhaftigkeit auf die Geltendmachung
der Forderung verzichten möge. Er sei aber überzeugt, daß
wenn man nicht der vollen Ueberzeugung sei, daß das Her¬
zogthum Oldenburg durchaus nicht der Gläubiger sei, man
die Forderung für das Herzogthum wahren müsse und dieß
sei um so nothwendiger, als der Zweifel an dem Rechte des
Großherzogs nicht gar so gering sein könne. Von dem Her¬
zoge Peter Friedrich Ludwig sei am 18. Februar 1815 ver-
sügtworden, daß, um einer „augenblicklichen"  Verlegen-
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heit des FürstenthumS Lübeck abzuhelfm , die Summe von
27,000 Thlr . Holsteinisches Courant aus der Cammercasse
disponibel zu machen sei . Der Herzog habe also nicht die
Absicht gehabt , dieses Geld in sein Privateigcnthum übergehen
zu lassen , sondern nur dem augenblicklich in Verlegenheit be¬
findlichen Fürstenthum Lübeck aus dieser Verlegenheit helfen
wolle . Daß er die Zahlung dieser Summe in diesem Sinne
aufgesaßt wissen wollte , habe derselbe Anfangs November 1817
durch eine Randbemerkung zu einem Gutachten der Schulden-
tilgungS -Commilsion noch ausdrücklich von Neuem wieder aus¬
gesprochen . Er sage nämlich wörtlich : „ die 27,000 Thlr.
seien ein Vorschuß aus der Oldcnburgischen Cammercasse"
und dieß könne natürlich nichts anderes heißen , als daß die¬
selben wieder dahin zurückgehen sollten . Man sage nun , die
Forderung sei bei der Oldenburger Cammercasse nicht in Re¬
stanten geführt ; dieß könne aber das Rechtsverhältnis welches
einmal bestanden habe , nicht ändern . Die frühere Bestim¬
mung sei aber durch irgend welche Verfügung auch später
nicht alterirt worden , und in der Verfügung , wonach von
diesen Geldern an die Casse der Fideicommißgüter einzuzahlen
sei, wäre gesagt , daß die fraglichen Gelder „als ein Depo¬
situm"  dort niederzulegen leien . Auch da sei also wieder
keine Verfügung , daß diese Summe in das Privateigenthum
des Herzogs übergehen solle . Nehme matt nun aber auch an,
daß es zweifelhaft  sei , ob der absolute Landesherr das
Geld für sich habe nehmen wollen , so begreife er doch nicht,
wie, wenn von einem Vergleiche  die Rede sei, wonach
jedem Theilc etwa V, zufallen solle , dieser Vergleich zu
Gunsten Lübecks  jetzt geschehen könne ; das Fürstcnthum
Lübeck sei jedenfalls der Schuldner , das Herzogthum Olden¬
burg eigentlich Gläubiger des Ganzen , und nach dem vorge¬
schlagenen Vergleich würde daS Herzogthum Oldenburg also
wenigstens den Rest zu bekommen haben . Er werde daher
für den Antrag unter 1 . stimmen.

Abg . Mölling:  In diesem Falle müsse er sich für
das Fürstenihum Lübeck , und für denjenigen Theil des Aus¬
schusses erklären , welcher wolle , daß von Seiten des Herzog¬
tums Oldenburg von der Abtragung dieser Schuld abgesehen
werde . Hier habe man wieder ein Beispiel der alten patriar¬
chalischen Zustände , man habe keine Rechnung , befinde sich
also im Dunkeln . Hier frage es sich also : das Fürstentum
Lübeck ist der Schuldner , an wen soll es aber bezahlen ? Daß
der Herzog Peter Friedrich Ludwig die 27,000 Thlr . vorge¬
schossen habe , um dem bedrängten Lande unter die Arme zu
greifen , darüber sei kein Zweifel , aber das sei noch nicht auf¬
geklärt , aus welcher Casse er sie vorgeschosscn habe . Die
Lassen seien damals nicht so getrennt gewesen , das Privat¬
vermögen des Herzogs nicht so geschieden von dem Vermögen
des Landes , wie es jetzt die Cammercasse und das , was zur
Schatulle des Herzogs gehört , ist . Sei nun also die Sache
zweifelhaft , so existire auch nur ein zweifelhafter Anspruch für
die Cammercasse . Der Vorredner habe gesagt , der Landesherr
habe seinerseits auf die Forderung Verzicht geleistet ; daraus
folge aber nun noch nicht , daß die Landescasse deS Herzog¬

tums Oldenburg Gläubiger dieser Forderung werde , denn
dazu würde noch eine Session derselben gehören . Cr müsse
sich aber der Billigkeit nach um so mehr zu Gunsten deS
Fürstenthums Lübeck erklären , als bekanntlich der Provinzial¬
etat desselben prägravirt sei , da man ohne einen Rechtsgrund
und nur den Verhältnissen nach die Quote desselben bedeu¬
tend erhöht und das Lcdürfniß dieses Landes bedeutend ver¬
mehrt habe . Er glaube , da cs sich hier um ein lucrum ees-
sous und dort um ein äsmiww emerg6U8 handele , daß es
die Billigkeit fordere , der bedrückten Lage des Fürstenthums
Lübeck Rechnung zu tragen.

Abg . Strackerjan  II . : Er gehöre zu den Mitgliedern
des Ausschusses , welche den Antrag unter 2 . gestellt hätten
und habe sich diesem Anträge angeschlosscn , nicht weil er zwei¬
felhaft gewesen sei darüber , ob das Hcrzoglhum Oldenburg
Ansprüche auf diese Forderung habe , weil er glaube , daß es
durchaus keine Ansprüche habe , und zwar aus folgenden Grün¬
den . Bekanntlich habe der Regent nach dem früheren StaatS-
rechke die Befugniß gehabt , über die Einkünfte des Landes
frei zu verfügen ; der Regent des Herzogthums Oldenburg
und deS Fürstenlhums Lübeck habe nun an die Herzogliche
Cammer in Oldenburg verfügt , sie solle bei einem Hamburger
Haudlungshause die Summe von 27,000 Thlr . Schl .- Holst.
Courant zu seiner Disposition und diese Summe unter den
Extraordinarien in Ausgabe stellen . ES wäre also nicht da¬
von die Rede gewesen , daß dieß ein Vorschuß sein solle , und
eS sei auch diese Summe von 27,000 Thlr . Holst . Courant
mit 00,083 Thlr . 32 Gr . Gold in der Cammercasse unter
den außerordentlichen Ausgaben in Ausgabe  gestellt worden.
Dadurch könnte aber die Cammercasse einen Anspruch an das
Fürstenthum Lübeck nicht begründen . Zweifelhafter könne die
Sache dadurch werden , daß eine Randbemerkung desselben
Regenten sich vorsmde , wonach es heiße , cs sei diese Summe
ein Vorschuß aus der Oldcnburgischen Cammercasse . Zn die¬
ser Bemerkung wäre aber nur gesagt , es sei rin Vorschuß
aus der Cammercasse , cs wäre aber nicht gesagt , ein Vor¬
schuß der Cammercasse , also nicht , wer den Vorschuß gelei¬
stet habe , es folge daraus nur mit Sicherheit , daß daS Geld
aus der Cammercasse genommen sei, was auch gar nicht be¬
zweifelt werde . Wenn aber noch ein Zweifel übrig bleiben
könnte , so wäre ihm dieses doch durch die Verfügung unter
Ziffer 4 . und 5 ., wornach die Rückzahlung an die Central-
caffe der Fideicommißgüter zu leisten sei, gehoben . Einer der
Vorredner habe freilich darauf hingewiesm , cs sei nur ver¬
fügt , daß das Geld einstweilen bei der Fideicommißcasse solle
sä äepo8itum genommen werden . Dieß sei allerdings richtig,
aber dieses stehe nur in der Verfügung an die Güteradmini¬
stration Z . 5 ., in der Verfügung an die Lübccksche Rentcn-
kammer Z . 4 . heiße es : daß alle  zur Abtragung der im
Jahre 1815 angeliehcnen 27,000 Thlr . bestimmten Summe
an die Centralcassc der Fideicommißgüter zu zahlen seien,
und dadurch sei entschieden , daß alle diese Zahlungen in die
Privatvermögcnscaste des Herzogs fließen sollten . DaS Her¬
zogthum Oldenburg habe an die Fideicommißcasse keinen An-
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spruch , und halte er die Ansprüche desselben für so unbegrün¬
det , daß er sie nicht würde geltend machen können.

Abg . Wibel:  Im Interesse seines Landestheils würde
er nicht dafür sprechen können , daß man eine so erhebliche

Summe aufgebe , wenn die Sache übrigens zweifelhaft wäre;

der Abg . Klävemann  behaupte , sie sei zweifelhaft , dies

müsse also für ihn ein Hinderniß sein , doch vielleicht verstän¬

dige man sich darüber . Wäre er nicht so genau unterrichtet
von dem Zusammenhänge der Sache , dann würde er dem

Abg . Klävemann  beistimmen können , dies sei aber nicht
der Fall . Die Thatsache liege klar und einfach vor , daß das

Geld aus der hiesigen Kammerkasse nach Eutin gegangen

und dort zum Besten des Landes verwendet worden sei.
Einen Rechtsanspruch für Oldenburg könne man nicht Nach¬

weisen . Die einzige Möglichkeit für uns wäre nur , ob sich
ein Gericht finden werde , welches nichts destoweniger ein

günstiges Erkenntniß für uns abgeben werde , und da sei er
in seinem ziemlich lange » Geschästsberufe genug bekannt ge¬
worden , daß er dies nicht hoffen könne , daß er sicher wisse,

wie man erkennen werde . Er gebe zwar die Möglichkeit zu,

daß sich ein Gericht finden könne , welches den Streit für das

Herzogthum Oldenburg entschiede , aber auf eine solche Mög¬
lichkeit hin zu processiren , das mache keinen guten Namen.
Der Processircnde solle von seinem Rechte überzeugt sein,
dies sei ein Princip , welches der richterlichen Entscheidung in

vielen Fällen zu Grunde gelegt werde . Diese Ueberzeugung
habe der Abg . Klävemann  nicht Herstellen können , viel¬

mehr hätten die Gründe des letzten Redners bewiesen , daß

man gar kein Recht habe . Was die Lhaisache betreffe , daß

daS Geld aus der Oldenburgischen Kammerkasse entnommen

sei und daß daraus zu folgern wäre , es müsse auch dahin

wieder zurückgehen , so möchte er darauf aufmerksam machen,
daß dieser Schluß unter der damaligen Staatsform keine

Berechtigung habe . Auch in hiesigem Lande seien Zuschüsse

bei besonderen Unglücksfällen aus der Staatskasse gegeben

worden, , im Butjadingerlande seien bei großen Deichschädcn
viele Tausend Thaler aus der Staatskasse bewilligt worden,

aufgebraucht seien sie , aber nicht zurückgezahlt , der Regent
werde gesagt haben : „ ich habe sic geschenkt " , so sei es auch

hier ; und wäre nicht die konstitutionelle Staatsform gekommen,

so würde nun und nimmermehr eine Oldenburger Kammer¬

kasse daran zu rühren wagen . Man wisse nun , daß das

Fürstenthum Lübeck dieses Geld nicht zurückerstatten müsse,
wenn nicht der eine Theil des Ausschusses eine Rechtsent¬

scheidung Hervorrufen wollte ; man komme hier auf ein Gebiet,

welches gewiß nicht einen erfreulichen Eindruck hervorgerufen
habe . Wenn ein Landestheil dadurch in Schaden komme,

daß das Großherzogthum ein konstitutionelles Land geworden
sei, dann werde man gewiß gern die Hand bieten , den Schaden

auszugleichen , diese Hand hätte damals die eine Seite des

Hauses gern geboten , leider wäre sie aber ohnmächtig gewesen.
Man solle aber jetzt helfen den Schaden Lübecks , den cs durch
die auferlcgte Quote erlitten , zu heilen , denn wenn man keine

konstitutionelle Staatsform bekommen hätte , so würde die

Oldenburger Äammerkasse keinen Pfennig wieder gesehen Haben¬

daß man aber eine solche erhalten habe , solle dem Fürsten-
thume Lübeck keinen Schaden bringen , da der Regent daS
Geld nicht zurückfordere.

Abg . Klävemann:  Es sei gesagt worden , bevor

Oldenburg ein konstitutioneller Staat geworden sei, hätte der

Landesherr das Recht gehabt , über die Mittel der Landeskasse
frei zu verfügen ; er läugne nicht , daß dieses Recht demselben

allerdings zugestanden habe , er läugne aber , daß dieses Recht
hier zur Anwendung gekommen sei und das Gegentheil hätte
nachgewiesen werden müssen . Das sei aber bis jetzt von Nie¬

manden geschehen . Er habe die Verfügungen einzeln durch¬
genommen und nachgewiesen , daß eine Absicht , das Geld für
Privatzwecke zu verwenden , nicht erkennbar sei, und nur von

dem Abg . Strackcrjan  II . sei dagegen vorgebracht worden,
es heiße in der einen Randbemerkung nicht , das Geld sei ein

Vorschuß der Landeskasse , sondern ein Vorschuß auS der

Landeskasse ; er glaube aber doch , daß dies ziemlich gleichbe¬

deutend sei , denn wenn darin eine andere Bedeutung hätte

liegen sollen , so würden eben die Worte anders gelautet haben.

Der Abg . Wibel  sei von der verkehrten Ansicht ausgegangen,
das Geld sei zum Besten des Fürstenthums Lübeck definitiv
verwendet , und es habe derselbe diese Angelegenheit mit den

Schenkungen verglichen , welche dem Butjadingerlande wegen
großer UnglückSsälle früher gemacht worden seien . Darauf
müsse er aber entgegnen , daß in jenen Fällen eben das Geld

geschenkt  worden sei , daß es sich hier aber um ein wirk¬

liches Darlehn an das Fürstenthum Lübeck handele , was ganz

unzweifelhaft sei. Ferner sei er von dem Abg . Mölling
mißverstanden worden , wenn derselbe meine , er , der Redner,

habe von einem Verzichte des Landcsherrn gesprochen , — und

wenn derselbe dann hinzusüge , daß eine Cession dazu gehöre,
um diese Forderung an die Oldenburgische Kammerkasse ge¬

langen zu lassen, — so müsse er bemerken , daß die Oldenbur¬

gische Kammerkasse diese Forderung von Anfang an und immer
gehabt habe . Wenn dann ferner hervorgchoben werde , daß

! man dem bedrückten Landesthcile zu Hülfe kommen müsse , so

handle es sich alsdann um eine Schenkung des Herzogthums
an das Fürstenthum , und das wäre eine andere Sache . Da¬

für scheine ihm aber kein Grund zu stimmen . Wenn man
hingegen sich darauf berufen habe , daß das Fürstenthum
Lübeck durch die auferlcgte Quote sehr bedrückt werde , so wäre

damals auf dem revidirenden Landlage die Zeit gewesen , um
Abhülfe zu verlangen , denn wenn das Verhälniß nicht richtig

sei , so müsse es richtig hergestellt werden . Er halte diesen

Landestheil übrigens nicht für so sehr bedrückt durch die Quote,

und glaube , daß Eutin ganz vorzugsweise ein stcuerkräftiges
Land sei.

Abg . Wibel:  Daß das Fürstcnthum Lübeck ein steucr-

krästigcs Land sei , davon sei auch er mit dem Abg . Kläve¬

mann  überzeugr , aber daraus folge noch nicht , daß es nicht

auch überlastet werden könne . Wenn derselbe aber meine , er

habe gesagt , daß das Gelb zum Besten des Fürstenthums
verwendet worden sei , und daß es die Absicht des Regenten
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gewesen sein möge , eintretendenfalls dieses Geld dem Lande
zu schenken , er habe aber keine Gründe dafür angeführt,
habe derselbe Recht , aber nur wie Jemand der die Gründe'
des Gegners nicht hören wolle . Er wolle nun zugvben , daß:
auf die Randbemerkungund den. Wortlaut derselben, ob cs
heißen solle „ aus der Cammercasse " oder „ der Cammercasse " ,
nicht viel Gewicht zu legen sei, denn nach den damaligen Re-

gierungsmaximen sei cs nicht daraus angekommcn , die Worte
zu premiren , die Notiz habe nur für den Regenten sein sollen,
um zu wissen , wo das Geld hergekommen sei, — dann glaube-
er aber auch nicht , daß viel Werth darauf zu legen sei, weil,
wie er erfahren habe , vor dieser Randbemerkung noch eine
andere stehen solle , wo es heiße : daS Geld sei anderswo her-

genommen . Diese zweite Randbemerkung würde demnach eine
Berichtigung der ersten sein , und wenn man auf solche Un¬

gewißheiten hin einen Proceß anfangcn wollte , so würde er
das Rabbulisterei nennen.

Abg . v . Finckh:  Der Abg . Klävemann  habe seine
erste Rede damit begonnen , daß er gesagt : diejenigen Herren,
welche den 2 . Antrag gestellt , hätten es zweifelhaft  ge¬
funden , wer als der gegenwärtige Gläubiger der Rcstschuld
anzusehen sei, und daraus  gefolgert , daß das Herzoglhum
Oldenburg darauf verzichten müsse . So liege aber die Sache
nicht . Denn wer den Antrag Nr . 2 . richtig gelesen habe,
der finde , daß darnach der Landtag nur verzichten solle un¬
ter der Bedingung , daß auch der Großherzog  von
seinen etwaigen Ansprüchen abschen wolle . Es sei freilich
von Seiten der Privatcasse schon erklärt worden , daß der

Großherzog Seiner Scits geneigt  sei , die Restsordcrung an
Eutin zu schenken ; wenn aber von Seiten des Hcrzvgthums
Oldenburg daran rechtliche Ansprüche , vielleicht gar im Wege
des Protestes , geltend gemacht , aber aberkannt würden , dann
sei man nicht sicher , daß diese wohlwollende Absicht auch be¬
stehen bleibe . Denn wenn Jemand ein Recht erst erstreiten
müsse , dann piquire er sich vielleicht auch , und sage : „ nun
ich das Recht erst habe erstreiten müssen , will ich es auch
haben . Oldenburg befände sich aber Eutin gegenüber in einer
so befreundeten Stellung , daß es ein so zweifelhaftes Recht
wohl aufgcben könne , wenn es dadurch jenem Lande keinen

Borthcil sichern  könnte . Der Abg . Klävemann  sage
freilich : das Recht deS HcrzogthumS sei nicht zweifelhaft , er
habe die betreffenden Acten allen vorgelesen , und glaube
bewiesen zu haben , daß die Forderung Oldenburg zustehe . "
Er glaube aber , daß ihni dieser Beweis keineswegs gelungen
sei. Denn in der Beilage unter 1 ., wo gesagt werde , baß
die 27,000 Thir . nach Hamburg geschickt werden sollten , sei
deutlich gesagt , der Herzog wolle sie zu „seiner  weiteren
Disposition " haben , es sei nicht einmal die Person darin ge¬
nannt , welche das Geld demnächst haben solle , was doch
nvthwendig hätte geschehen müssen , wenn diese Schuldner der
Cammer  halte werden sollen . Ueberdies sei nicht gesagt,
daß die Kammer diese Ausgabe als Vorschuß  aufführen,
und künftig in der Rechnung behalten  solle , — waö
dann auch nicht geschehen sei . — Die „ Notizen " von der

Hand des Hochseligen Herzogs anlangend , so wärm diese
schon genügend dahin erklärt , daß sie für daS Gegentheil
nicht sprechen könnten.

Abg . v . Lützow:  ES sei schon von vielgeübtcren Red¬

nern vieles für das so fleuerkrästige und so arme Eutin ge¬
sprochen worden , daß er es unterlassen könnte , etwas hinzuzu-
fügcn , wenn er nicht noch auf den Umstand aufmerksam machen
wollte , daß alle Abschlagszahlungen von 1840 an nie in die
hiesige Cammercasse geflossen , sondern in Eutin bei derFidei-
commißcaffe geblieben seien . Wenn der Herzog Peter Friedrich
Ludwig die Absichr gehabt hätte , das Geld in die Cammer¬

casse zurückzahlen zu lassen , so würde er die Remessen an die
Cammercasse haben zurückfließen lassen , er habe dieselben aber
an die Fideicommißcasse seiner Privatcasse fließen lassen.

Berichterst . Schmedes:  Der Antrag des Ausschusses

unter Nr . 1. habe er mit gestellt , weil er nach den Vorlagen
nicht zweifelhaft gewesen sei , daß diese Schuld dem Hcrzog-
thume Oldenburg zustehe und nicht der Privatcasse des Fürsten.
Daß überall kein Zweifel daran sein könne , daß diese Schuld
dem Fürsten zustehe , wie der Abg . Strackerjan  II . meine,
sei ihm unerklärlich und , daß auch die Staatsregierung zwei¬
felhaft gewesen sei , gehe daraus hervor , daß diese Schuld
bisher in allen Budgets sigurirt habe , denn wenn kein Zweifeb
vorhanden gewesen wäre , daß diese Forderung an Eutin dem

Großherzoge persönlich zustehe , so hätte sie nicht ins Budget
ausgenommen werden können . Er sähe nur die Sache in

folgender Weise an . Vor 1818 , bevor in Oldenburg eine
consiilutionelle Monarchie gewesen sei , habe der Fürst

das Recht und die Befugniß gehabt , aus der OILenburgischcn
Kammcrkasse die Gelder zu entnehmen , welche nvthwendig
gewesen seien für den Bedarf des Staates und für ihn selbst,
man habe nur eine Kaffe gehabt . Wenn er nun aus dieser
Kasse eine Zahlung habe leisten lassen für einen andern Landes-

theil , und diese Zahlung wäre vor dem Zustandekommen des

Staatsgrundgefttzes wieder zurückgezahlt worden , so habe er
mit dem Gelde machen können , was er wollte . Wäre also
dieses Geld vor 1819 zurückbezahlt worden , so könnte er es

behalten ; da nun aber die ganze Forderung nur zum Theil
wieder abgetragen sei, so bleibe der Rest in der Kammerkasse,
welche mit dem Jahre 1819 eine ganz andere Gestalt ange¬
nommen habe , denn mit der Erlassung des Staatsgrund-
gesctzes wäre diese Kasse Staatskasse geworden , und so habe
nach seiner Uebcrzeugung die Staatskasse die Forderung des
Restes , welcher aus früheren Jahren herstamme , und scheine

es ihm nicht zweifelhaft , daß diese Summe dem Hcrzogthum
Oldenburg zukomme . Da er nun darüber keinen Zweifel

hege , so halte er sich nicht für berechtigt , auf dieses Geld zu
verzichten , um so weniger , als er nicht annehmcn könne , daß
das Fürstenthum Lübeck in einer so bedrängten Lage sei. Er
glaube sogar , das Fürstcnthum Lübeck könne eine solche Summe
eher bezahlen , als das Herzogthum Oldenburg . Wenn dann

von dem Abg . v . Lützow angeführt worden sei , daß die
Abschlagszahlungen vor 1818 nicht an die Oldenburger Kam¬
merkasse , sondern an die Güterkassc deS Großherzogs geschehen
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seien , und daß daraus folge , daß die Schuld eine Privat¬
forderung dcS Landesherrn sei, so könne er dick nicht zugeben,
denn er habe schon hcrvorgehoben , daß eS sich damals ganz
gleich geblieben sei , ob das Geld an diese oder jene Kasse
zurückgezahlt worden wäre . Da ihn nun die heutige Ver¬
handlung nicht überzeugt habe , daß dem Herzoglhum Olden¬
burg diese Forderung nicht zukomme , so werde er für den
Antrag unter Nr . 1 . stimmen.

Berichterst . Kindt:  Die 16,320 ständen im Budget
deS Fürstenthums Lübeck als eine Schuld ausgeführt , nicht
aber als eine Forderung des Herzogthums Oldenburg , was
doch der Fall sein müßte , wenn man der Meinung wäre , daß
das Herzogthum Oldenburg einen Anspruch darauf habe.
Denn was für den Antrag Nr . 2 . bereits gesagt worden sei,
glaube er nichts weiter hinzufügen zu brauchen , denn bei der
Zweifelhaftigkeit der Rechtsfrage traue er dem Landtage zu,
daß er keine Veranlassung geben werde , die Lasten des Fürsten-
thumS Lübeck zu erhöhen , sondern daß er geneigt sein werde,
ein heilendes Pflaster auf die noch offene Quotenwunde zu
legen.

In der nun erfolgenden Abstimmung wird der Antrag
unter Nr . 2 . angenommen , der Antrag unter Nr . 1 . ist damit
erledigt.

Abg . Wibel  verliest hierauf das von dem Landtage an
die Staatsregierung zu erlassende motivirte Schreiben in Be¬
treff des Vormundschaftsgesctzes . Der Landtag ist mit dem¬
selben einverstanden , und daS Schreiben wird demnach an die
Skaatsregierung gelangen.

Abg . Wibel:  ES sei ihm von dem Amtsausschuß zu
Zwischenahn , bestehend aus 9 Personen , eine Vorstellung
übergeben worden , mit dem Aufträge , dieselbe an den Landtag
einzurcichen , welche die nach dem Gesetze bisher ausgeübte,
die Forstkultur belästigende und störende Forstaufsicht betreffe.
Die Petition sei am 7 . April unterschrieben , also an einem
Tage , wo die Petenten noch nicht gewußt hätten , daß der
Landtag in dieser Angelegenheit bereits einen Beschluß gefaßt
habe . Er halte es aber für seine Pflicht , die Vorstellung
zu überreichen , mit der Bitte , daß dieselbe dem Staatsministe¬
rium zur geneigten Berücksichtigung übergeben werden möge.

Die Vorstellung geht an den Petitionsausschuß.
Der Präsident setzt auf die Tagesordnung der nächsten

Sitzung:

1) den Bericht des Finanzausschusses , betreffend die Er¬
werbung des Amthauses in Nohfelden;

2 ) den Bericht des Finanzausschusses , betreffend die Er¬
werbung eines AmthauseS für daS Amt Eutin;

3 ) die 2 . Lesung des Gesetzentwurfs wegen Ausübung
deS Zagdrechtes im Fürstenthume Birkenfcld;

4 ) den Bericht des Finanzausschusses , betreffend den Vor¬
anschlag der Einnahmen und Ausgaben des Fürsten¬
thums Birkenfeld , für die Jahre 1853 und 1854;

5 ) den Ausschußbericht , betreffend Erläuterungen und neue
Bestimmungen zur Gesindeordnung des Hcrzogthums;

setzt die nächste Sitzung auf morgen Vormittags 10 Uhr an
und schließt die heutige Sitzung.

Schluß der,Sitzung 2 '/ , Uhr.
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